Die juristische und staatswissenschaftliche Fakuität der Erzsébet-Universität Pozsony (Pressburg) 1914-1921 by Kovács, Kálmán
DIE JURISTISCHE UND STA ATS WISSENSCHAFTLICHE 
FAKULTÄT DER ERZSÉBET UNIVERSITÄT POZSONY 
(PRESSBURG) 1914-1921.
K Á L M Á N  KOVÁCS
Die 1635 in Nagyszombat (Trnava). auf dem Gebiet der heutigen 
Slowakei von Erzbischof Peter Pázmány gegründete und 1777 nach Buda, 
sieben Jahre darauf nach Pest verlegte Universität war lange Zeit hindurch 
die einzige Universität Ungarns. Mehr als zwei Jahrhunderte nach der 
Errichtung unserer ersten Universität verfügte der Gesetzesartikel X IX  
vom Jahre 1873 die Gründung einer Universität in Klaußenburg (Kolozs­
vár), mit vier Fakultäten (rechts- und staatswissenschaftliche, medizinisch­
chirurgische, philosophisch-philologisch-historische sowie mathematisch- 
naturwissenschaftliche Fakultät). Die Fakultäten nahmen noch im selben 
Jahr an der nach Franz Joseph benannten neuen Universität ihr Wirken 
auf, mit Ausnahme der medizinisch-chirurgischen, die zusammen mit dem 
pharmazeutischen Lehrkurs erst 1875 eröffnet wurde. Doch bereits damals 
herrschte die Meinung, daß in unserem Land sogar zwei Universitäten 
nicht ausreichen werden, um die wachsenden Ansprüche der Hochschul­
bildung zu befriedigen. Deshalb wurden in dem darauffolgenden Jahr die 
vorbereitenden Schritte dazu unternommen, um baldmöglichst in Pozsony 
(Preßburg, Bratislava) eine dritte Universität zu gründen. Die Professoren 
der dortigen königlichen Rechtsakademie baten bereits 1876 in einer Denk­
schrift darum/ ihr Institut in eine Universität umzuwandeln, die den N a­
men des im Januar verstorbenen Ferenc Deák tragen sollte. Ágoston Tre- 
fort, der Minister für Religions- und Bildungswesen, nahm sich der Initia­
tive an und in Übereinstimmung mit dem Majestätsgesuch der Stadt und 
des Komitats Pozsony unterbreitete er am 9. April dem König eine Vorlage. 
Darin führteerauch die anderen auf eine Universität Anspruch erhebenden 
Städte auf (Pécs, Szeged. Kassa), schlug aber unter Berufung auf die große 
historische und politische Vergangenheit von Preßburg und auch auf die 
Traditionen der von Mátyás Hunyadi 1467 gegründeten Academia Istro- 
politana- vor, die neue Universität hier zu errichten. Der Herrscher ermäch­
tigte in seinem wenige Tage später, am 15. April datierten allerhöchsten 
Beschluß den Minister, damit dieser ,,zur Schaffung einer dritten -  even­
tuell in der freien königlichen Stadt Preßburg aufzustellenden — Univer­
sität. . . die weiteren Schritte auf Verfassungswege unternehmen könne".
Trefort erarbeitete zahlreiche hindernde Umstände aus dem Wege 
räumend — J885 eine (Jesetzvorlage zur Aufstehung einer medizinischen 
und naturwissenschaftlichen Fakultät in Breßburg. Mit dem zu fiiesem 
/week erforderlichen Nachtragskredit wollte er sicherstehen, (iah die neuen 
Anstalten bereits im Lehrjahr 1885 86 ihre Pforten öffnen können, die zu­
sammen mit der Preßburger Rechtsakademie" und deren Philopsohie- 
Lehrstühlcn innerhah) weniger.Jahre eine vollkommene Universität gebil­
det hätten. DicGcsctzcsvorlage gelangte aber nicht vors Parlament. Damit 
begann das mehr als ein Yierteljahrhundert dauernde Tauziehen um die 
Gründung der dritten Universität. Während dieser Zeit beschloß im -Jahre 
18Ü2 die Stadt Debrecen aui Initiative der transtheißischen reformierten 
Diözese zur I mwandlung des alten reformierten Kollegiums in eine Univer­
sität anläßlich der Millenniumsfeiern eineStiftung von 266 f)bö Ft zu errich­
ten. die im Laufe der nun einsetzenden Sammlung von zahlreichen anderen 
Stiftungen gefolgt wurde. Im Fieber der Tausendjahrfeier (]896) und in 
der darauf folgenden Zeit der allgemeinen Ernüchterung. sowie infolge der 
Gleichgültigkeit der oberen Staatsorgane und der öffentlichen Meinung 
kam die Angelegenheit der neuen Institution der höheren Bildung von der 
Tagesordnung.
Schließlich trat J9ln die Budapestet* Universität — umihrehaupt- 
sächlieh dnreh den überfüllten Zustand verursachten Sorgen zu beseitigen 
— entschlossen litt* die Aufstehung einer neuen Universität ein. Noch im 
selben .Jahr gebürgte Graf .János Zichy an die Spitze des Eultusministeri- 
ums. der alsbald die Sache der Gründung der neuen Universitäten in die 
Hand nahm. Seiner Meinung nach war nämlich die J.age untragbar gewor­
den, daß Lngarn hinsichtlich der Zahl riet* f niversitäten sehr weit hinter 
den westlichen Nationen, sogar noch hinter den Staaten des Balkans zu- 
rtickblicb. In unserem Land kam auf 9.J Millionen Einwohner eine f ni­
versität. während in der Schweiz diese Zahl eine halbe Million betrug, in 
Holland.Schweden, Belgien. Spanien und Italien LJ bis 1.9 Millionen, in 
Urichcnland und Serbien 2.6 Millionen und in Bulgarien f Millionen. Damit 
also das Land diesen Rückstand etwas nachholt und gleichzeitig auch 
Schritte in Richtung der Dezentralisierung der Kulturzentren Ungarns 
getan werden, ließ Minister Zichy eine Gesetzvorlage anfertigen und brachte 
diese mit einem ausführlichen und begründeten Motivenbericht im -Jahre 
I9J1 im I nterhausein. Das Abgeordnetenhaus verhandelte die Vorlage im 
folgenden -Jahr und nahm sie an.' Am 7. -Juli wurde des Gesetz vom König 
sanktioniert, den gemäß ..in Debrecen und in Preßburg bei einer stufen­
weise erfolgenden Entwicklung je eine mit Lehrfreiheit versehene unga­
rische königliche Universität errichtet wird". (Gesetzesartikel X X X V ) des 
-Jahres J9J2). Bei der ersten Organisation der Universitäten werden die 
ordentlichen und außerordentlichen Professoren, sowie der Direktor der 
f niversitätsbibliothek auf \orschlag des Ministers für Rcligions-und Bil­
dungswesen vom König ernannt: bei den nach der ersten Organisation 
erfnlgondcnJ-hnonnungcnjodochuntorhrcifcfdcrMinistet'seiMeYnrschlago 
dem Herrscher nach Anhören der betrof fenen Universitäten. Das ..Hilfslehr 
personal" wird von den Fakultäten erwählt und vom Minister bestätigt.
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Das Gesetz sichert zur Deckung der Kosten, die mit der Errichtung 
der neuen Universitäten und in den ersten zehn -Jahren ihres Bestehens 
erwachsen — im Staatshaushalt jährlich 2 .Millionen Kronen, insgesamt 20 
Millionen Kronen. (DaneJ)cn betrugen die Stiftungen von Debrecen 5 Milli­
onen. diejenigen von Preßburg 3 Millionen und gesondert die Ferenc-Gvur- 
kovics-Stiftung für die Preßburger Universität ungefähr J Million Kro­
nen. All diese sind von der zentralen Staatskasse stiftungsweise verwaltet.) 
Das Gesetz verfügt, daß vom -Jahre 1022 an die mit dem Fonds nicht ge­
deckten Kosten der Universitäten im StaatsJiaushalt vorangcschlagen 
werden müssen. J)er König hat dem Vorlagebcricht der Munizipalkommis- 
sion (Jer Stadt Preßburg zugestimmt, wonach die zu gründende Preß langer 
Universität den Namen ..Ungarische Königliche Erzsébet- (Elisabeth ) 
Universität" tragen kann.s
Nach dem Überblick der Vorgeschicht'' und da unser Thema die 
Preßburger Universität, ttzw. deren jmistische und staatswissenschaftliche 
Fakultät betrifft, werden wir unsere Untersuchungen im weiteren natür­
lich auf diesen Bereich beschränken.
Mit der Gründung der Erzsébet-Universitüt, w ährend der Amtsperiode 
des Ministers Heia -Jankovics laute das Wirken (Jer Rechtsakademie auf. 
Jhre Räumlichkeiten und Einrichtung, die Bibliothek, die Stiftungen usw. 
wurden von der juristischen Fakultät in Besitz genommen, die auch meh­
rere Professoren und den großen Tei) der Studentenschaft übernahm' 
Zufolge des Beschlusses der ersten ordentlichen Sitzung der Fakultät vom 
31. August. 1014 müssen die Grundprüfungen am 30. September. I. und 
, 2. Oktober abgehalten werden, während die Einschreibungen zwischen
dem I. und 30. September erfolgen sollen. Das Lehrjahr 1014,15 wurde, 
uni die Worte des Rektors zu zitieren, „in Übereinstimmung mit den For­
derungen der Zeit ohne jegliche öffentliche Feierlichkeit" am 3. Oktober 
eröffnetA Zur feierlichen Eröffnung der Erzsebet-Lniversität als Institu­
tion kam es infolge der Kriegsereignisse erst am 10. NovemJier 1016." Die 
Universität bestand jedoch Jiiszum Frühjahr 101R — als am 17. März auch 
die Philosophie-, Philologie- und geschichtliche Fakultät und am 14. April 
die medizinische Fakultät errichtet wurden'" — lediglich aus der juris­
tischen und staatswissenschaftlichen Fakultät, deswegen wurden die lei­
tenden Funktionen von Universität und Fakultäten vereinigt und der Dekan 
der juristischen Fakultät auch mit den Aufgaben des Rektors betraut 
wurde*'; der Prodekan war zugleich Prorektor und der Fakultätsrat funk­
tionierte zugleich auch als Universitätsrat. Der entscheidende Einfluß der 
juristischen Fakultät auf die Leitung der Universität blieb auch nach Er­
öffnung der medizinischen und philosophischen Fakultät im Jahre 1013 
erhalten.
Der Minister für Religions- und Bildungswesen bestätigte die Uehr- 
und Prüfungsordnung, die Wahl der Dekane und Rektoren, sowie Anstel­
lung Dozentcnund Oberassistenten. In Finanzfragen hatten die Univcrsi 
täten kein seU'ständiges Verfügungsrecht: der Rektor verfügte nur über die 
vom Ministerium für das Rektorat und die Lehrstühlen im Haushalt Jies- 
timmten Summen und konnte nur Summen bis zu 500 Kronen zuweisen.
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Die Verwaltung der Universität war schwerfällig und bürokratisch, der 
Kompetenzbereich des Universitäts- und Fakultätsrates ziemlich eng 
begrenzt Aufbau und Wirken der Erzsebet-Universität wurden natürlich 
auch durch die Kriegsverhältnisse erschwert.
Der Herrscher ernannte am 26. August 1614 elf öffentliche ordent­
liche Professoren, darunter fünf Lehrer der ehemaligen Preßburger Rechts­
akademie, zwei Lehrer der Kaschauer und je einen derEperjeser, der Klau­
senburger und der Pécser (Fünfkirchen) Rechtsakademie, sowie einen 
Ministerialrat des Justizministeriums. Der große Teil der neu ernannten 
Professoren verfügte über eine 10- bis 22 jährige pädagogische Praxis und 
konnte auch kleinere oder größere publikatorische Tätigkeit aufweisen. 
Die Zahl der Professoren änderte sich. Im Studienjahr 1015/16 bestand 
der Lehrkörper aus 12 ordentlichen und 2 außerordentlichen Professoren 
und 1 Lektor, insgesamt also aus 15 Pädagogen. An der juristischen Fakul­
tät lehrten zu dieser Zeit auch zwei, an die noch nich eröffnete philosophi­
sche Zeit auch zwei, an die noch nich eröffnete philosophische Fakultät 
ernannte Professoren. Im Studienjahr 1918/10 verfügte die Fakultät über 
10 ordentliche und 5 außerordentliche Professoren.
An der Spitze des Lehrstuhls für ungarisches öffentliches Recht und 
Politik stand der Tafelrichter und Ministerialrat Ödön Pobmr, der 1014 
zum Professor an der Erzscbet-Uhniversität ernannt wurde. Öffentliches 
Recht lehrte von 1915 an auch Sándor Vutkovich jun. als Dozent.
Der Lehrstuhl für Verwaltungs- und Finanzrecht wurde von István 
A7'Á'e?/ geleitet. Nach einer sechsjährigen Richterpraxis gelangte er 1904 an 
die evangelische Rechtsakademie in Eperjes, wurde 1909 zum Privatdozen­
ten an der Budapester Universität habilitiert und wurde im Jahre 1914 
öffentlicher ordentlicher Professor an der juristischen Fakultät der Preß- 
beurger Universität.
Den Lehrstuhl der Rechtsgeschichte (ungarische und mitteleuropäische 
Verfassungs- und Rechtsgeschichte) erhielt Dr. Zoltán Kcrc^zi. Er wurde 
nach fünf Jahren im Dienste des Innenministeriums 1895 Lehrer an der 
Debreziner reformierten Rechtsakademie, gelangte 1904 von hier nach 
Kaschau an die staatliche Rechtsakademie, wo er bis 1914, also bis zu 
seiner Ernennung an der Preßburger juristische Fakultät tätig war.
Leiter des Lehrstuhls für römisches Recht war Zoltán Pnz??;<7M?/. Nach 
dreijähriger richterlicher Praxis wurde er 1896 Lehrer an der Kecskeméter 
reformierten Rechtsakademie, von dort gelangte er 1904 an die Preßbur­
ger Rechtsakademie. Zum Privatdozenten habilitierte er sich 1903. Itn 
Jahre 1914 erhielt er seine Ernennung zum öffentliche ordentlichen Profes­
sor an die neue juristische Fakultät.
Kirchenrecht wurde bis zum 30. Mai 1917 vom Universitäts professor 
Mihály ßocMw vorgetragen, dann erbat er seine Versetzung nach Klausen­
burg und an seine Stelle gelangte der Privatdozent Aladár AWcA/;.
An der Lehrstuhl für Zivilrecht wurde 1914 Albert Kiss, Lehrer der 
Kaschauer Rechtsakademie ernannt. Seine Fachgebiete waren ungari­
sches und österreichisches Zivilrecht, doch beschäftigte er sich auch mit der 
Rezeption des römischen Rechtes und mit Arbeitsrecht, ja sogar auch mit
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Strafrecht. Im Jahre 1018 war für kurze Zeit auch der Dozent Rafae! Scha- 
urek am Lehrstuh] tätig.
Der Lehrstuh) für Zivilverfahrensrecht wurde Dezső Fülesig übertra­
gen. Nach sechsjähriger Praxis a)s Richter, Advokat und Stadtnotar wurde 
dieser 1893 Lehrer am erzbischöfiichen juristischen Lyzeum in Eger und 
1906 an der Drehburger Rechtsakademie. Im Jahre 1914 wude er zum 
ordentlichen Professor an der Universität Preßburg ernannt und er war 
zugleich auch der erste Rektor der neuen Universität, bzw. der mit der 
Kompetenz des Rektors betraute Dekan der Fakultät.
Der Lehrstuhl für Strafrecht und Strafverfahrensrecht wurde von 
einem ausgezeichneten Vertreter der ungarischen Strafrechtswissenschaft, 
von Ferenc FtaZey eingenommen. Zwei Jahre lang praktisierte er als Ad­
vokat in Sátoraljaújhely und Poprád. Dann wurde er 1893 Lehrer an der 
reformierten Rechtsakademie in Sárospatak. 1912 wurde er zum Professor 
für Strafverfahrensrecht an die juristische Fakultät der Klausenburger Uni­
versität ernannt und gelangte 1915 von dort nach Preßurg. Neben den 
theoretischen Problemen des Rechtszweiges zeigte er auch eingehendes 
Interesse für die Fragen der Strafpraxis. Der Lehrstuhl war ursprünglich 
dem öffentlichen außerordentlichen Professor Lajos Deyré zuerkannt wor­
den, der 1914 auch mit den Vorlesungen begann. Als Kadett meldete er 
sich — trotz des Vorschlages der Universität und des Staatssekretärs — 
freiwillig zum Frontdienst an, wo er 1915, als 33 jähriger, gefallen ist. Bis 
zur Ankunft von Finkev keine Strafrechtsvorlesungen statt. Von 1918 an 
las zeitweise auch der Dozent Andor Forú/.s am Lehrstuhl vor.
Das Katheder für Nationalwirtschaft und Finanzwesen hatte Ferenc 
FomV.s inne. Er war von 1900 an Bibliothekar an der Preßburger Rechts­
akademie. 1903 wurde er zum Dozent für Statistik an der Klausenburger 
Universität habilitiert und unterrichtete vom selben Jahr an bis zum Jahre 
1914 — bis zu seiner Ernennung als Universitätsprofessor — an der Preß­
burger Rechtsakademie. Im Studienjahr 1918/19 war er der Dekan der 
Fakultät. In seinen wirtschaftsgeschichtlichen Arbeiten stützte er sich 
hauptsächlich auf das Material des stätdtischen Archivs von Preßburg. 
Ökonomie und Statistik wurde in der Jahren 1914— 1918 auch von Profes­
sor Károly Fu/r/.s vorgelesen.
Der Lehrstuhl für Handels- und Wechselrecht wurde Géza FozóF;/ 
zugesprochen. Seine Vorlesungen erstreckten sich auch auf das Konkurs- 
und Seerecht. Im Jahre 1914/15 übernahm er auch den Unterricht des 
Strafverfahrensrechtes. Nach dreijähriger Verwaltungspraxis begann er 
seine Laufbahn als Lehrer im Jahre 1900 in Erlau (Eger) am erzbischöflich­
en juristischen Lyzeum. 1910 wurde er nach Fünfkirchen (Pécs) an das bisch­
öfliche juristische Lyzeum vernetzt. 1912 geriet er an die Preßburger Rechts­
akademie, wo er 1914 zum Universitätsprofessor ernannt wurde.
Der Leiter des Lehrsthuls für Rechtsphilosophie und Völkerrecht war 
Béla FMUiJs Nach sechjährigem Dienst im Innenministerium und bei der 
Staatspolizei wurde er 1907 Lehrer am Pécser bischöflichen juristischen 
Lyzeum. 1912 habilitierte er sich an der Budapester Fakultät, war Dozent
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iti Pees und gelangte l'.)l) als öffentlicher ordentlicher Professor an (He 
Preßburger Fakultät.
I'ngarische Geschichte. Psychologie, Fthik und Philosophie waren 
auch an der Preßburger juristischen [''akultät obligatorische Lehrfächer. 
Psvehologie un(i Philosojthie wurden \on (ietn auBerotdentlieheu und von 
lttlt; an otxiontliehen Professor Cyula /fo/Hi.s- vorgelesen. ungarische 
Geschichte, t'rkundeniehre und Ethik hts (ier Professor der philoso­
phischen Fakultät Antal //odiu/v/ vor.
Das wissensehaftliche und literarische W irken (ier Professoren der juris­
tischen Fakultät ents])rach, von ein-xwei Ausnahmen abgesehen, hin­
sichtlich Quantität und Qualität dem an den übrigen juristischen Fakultä­
ten bestehenden Niveau und war besser als an den Rechtsakademien im 
allgemeinen.
Die im Landesmaßstab oft kritisierten 1 ntenichtsmängel waren auch 
in PreHburg aufxufindcn und diese hingen mit dem Studiensystem der ju­
ristischen Fakultäten zusammen. Die Lchr-und Prüfungsordnung wurde mit 
Verordnung Nr. 128 0(4) D l  1 des Ministeriums für Religionsund Bildungs­
wesen geregelt. Die Studenten der juristischen .Fakultät mußten pro Semes­
ter im allgemeinen wöchentlich 20 Vorlesungen aufnehmen, wozu auch die 
sog. Hauptkoltegien gerechnet wurden, und zwar pro Semester wenigstens 
5 Stunden von jedem Fach (mit Ausnahme des römischen Rechts, dort 
waren es 8 Stunden, in Vcrwaltungs- und Finanxrecht 4 Stunden, in Völker­
rechte Stunden ). sowie die übrigen vorgcschnebencn. aber nicht prüfungs­
pflichtigen Kollegien (in zwei Semestern 4 Stunden ungarisrhe Geschichte 
und in einem Semester 4 Stunden Philosophie).
Es wurden nicht eingerechnet die Sprachvorlesungen, sowie die an 
anderen Fakultäten aufgenommenen um) kostenlos l'esuchten Vorle- 
sungen. Die Studienzeit betrug auf Papier acht Semester: dies machte in 
der Praxis jedoch zumeist nur sieben bxw. sechs Semester aus. da außer 
dem für die ..Freiwilligen" erlassenen Semester den zum Frontdienst ein­
gesetzten Studenten noch ein Setnester ungerechnet wurde, wenn sie 
zwischenzeitlich (He vorgcsehrichcncn Prüfungen abgelegt hatten; im 
Sommer H)18 wurde dann diese Begünstigung noch mehr erweitert: für 
die Soldaten wurde — ähnlich wie an den anderen l'niversitüten — auch 
itt Prcßhurg ein sog. ..Sommerersatzsemester" abgchalten. Die nicht zum 
Militärdienst cingcxogencn Studenten hörten im achten Semester Vorle­
sungen über das geltende Recht.
Die Fakultät verkündete sowohl für das W inter- als auch dasSommer- 
semester immer die gleichen Vorlesungen. Als Beispiel stellen wir an der 
I. Tabelle an Fnde des Textes der Studie das Verzeichnis der in den Stu­
dienjahren M)l4/Lä. l!Hü/l7. 1020/21 verkündeten Studienfächer dar. 
sowie den Vorschlag der Preßburucr juristischen Fakultät mit Haupt­
kollegien für zwei Semester. W ir bemerken, daß dieser Vorschlag das 
Schicksal der übrigen Reformvorschläge teilte, er wurde nicht verwirk­
licht.
Natürlich bedeutete die Aufnahme der Vorlesungen in den Index noch 
nicht den tatsächlichen Besuch der Vorlesungen. Diese wurden auch an der
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Preßburger Fakultät um- von denjenigen besucht, die Lust dazu hatten, 
und da sieh von seiten der Studentenschaft im allgemeinen nur geringes 
interesse zeigte, nahm das Niveau der sieh von Jahr zu Jahr wiederholen­
den stereotypen Vorlesungen immer mehr ah, auch ihr Inhalt war meistens 
nicht entsprechend. Im Fach römisches Recht hat man sich hauptsächlich 
mit Staatsgeschichte beschäftigt, obwohl das Rechtssvstem und die Analvse 
der rechtlichen Institutionen wichtiger gewesen wären. Die verfassuugs- 
und rechtshistorischen Vorlesungen beschränkten sich auf den Feudalis­
mus, im wesentlichen nur auf das Vittelalter und waren im Geiste der ..ti- 
monischcn" Ideologie gehalten. An den ungarischen Rechtsfakultäten wur­
de auf initiative von Prof. Ak<is limon seit 11)06 auch allgemeine Rechts­
geschäfte gelesen. In den kirchcnrcchtlichen Vorlesungen kamen die zeit­
gemäßen Probleme von Staat und Kirchen nicht in den Vordergrund; in 
den Erläuterungen zum geltenden Recht fehlte die wechselseitige Bezie­
hung der gesellschaftlich-wirtschaftlichen Verhältnisse und des Rechts.
Aut theoretischem Gebiet herrschten die ideologischen Strömungen des 
Neukantianismus, der religiösen \\ eltanschauung und des Nationalismus- 
( hauvinismus vor. Die eigentlichen Hauptziele der Juristenausbildung und 
-erziehung: das Verständnis der geschichtlichen Entwicklung von Staat 
und Recht, die Probleme der Rechtsanwendung und die Aneignung des 
juristischen Denkens wurden kaum in Betracht gezogen. Im .VHttelimnkt 
der Aufmerksamkeit standen die mehr oder minder formalen Prüfungen.
Bis zum Absolutotium mußten die Rechtsstudenten drei Grundprii 
fungen ergebnisvoll ablegen: die Ablegung der Grtuidprüfung war die Vor 
aussetzungfiirdio Einschreibung in einen höheren Jahrgang. Die Studien­
fächer der ersten Grundprüfung waren: ungarische Vcrfassutigs- und 
Rechtsgeschichte mit Hinsicht auf die mitteleuropäische Rechtsentwick­
lung, sowie römisches Recht. Diese Prüfung war am Fndc des zweiten, bzw. 
zu Beginn des dritten Semesters zu absolvieren; im entgegengesetzten Fall 
wurde die Einschreibung für die weiteren Semester nicht der vorgeschrie­
benen Studienzeit angerechnet. Die zweite Grundprüfung: öffentliches 
Recht. Nationalökononne, l'inanzwesen waram Ende des vierten oder An­
fang des fünf ten Semesters abzulegen, unter Androhung der bereits erwähn­
ten Sanktionen. Die dritte Grundprüfung: Zivilrecht. Strafrei ht und Straf­
verfahrensrecht wurde am Ende des siebenten bzw. zu Beginn des achten 
Semesters absolviert.
Das Absolutorium erhielt der Kechtstudent, der die vorgeschriobenen 
Crundprüfungen rechtzeitig ergebnisvol) abgelegt und in acht, bzw. sieben 
(oder sechs) Semestern die vorgeschricbene Zahl der obligatorischen Vor­
lesungen aufgenommen hatte.
Nach dem Absolutorium konnte sich der Student entweder zur rechts- 
wisscnschaftliehen oder zur staatswissenschaftlicheu Staatsprüfung an- 
tnelden bzw. -  wenn er er den Doktortitel erwerben wollte - entweder 
zum staatswissenschaftlichen oder rechtswissenschaftlichen Doktorenri- 
gorosum; natürlich konnte er sich auch beiden Staatsprüfungen oder beiden 
Rigorosa unterziehen, nach erfolgreicher Ablegung der Kigorosa erhielt cr 
den I itel ..doctor utriusque iuris". Das kam aber in der Praxis nur selten
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vor. Im großen Teil der Fälle begnügten sich die Absolventen mit dem 
Titel „doctor iuris" oder „doctor rer. pol.", bzw. lediglich mit der Absolvie­
rung einer Staatsprüfung ohne den Doktorentitel. Die Staatsprüfung war 
an der Fakultät abzulegen, an welcher der Student das Absolutorium er­
hielt, zum Doktorenrigorosum jedoch konnte sich der Absolvent an welcher 
juristischen Fakultät immer melden. Die rechtswissenschaftliche Staats­
prüfung** gab bis 1912 eine ausreichende Qualifizierung zum Richterberuf 
oder zur Anstellung als Referent im Justizdienst. Dies staatswissenschaft­
liche Staatsprüfung qualifizierte laut Gesetzartikel 1 vom Jahre 1882 zur 
Referendaranstellung in den zentralen Ämtern, bzw. zur Stuhlrichter-, 
Untergespans-, Stadtbürgermeister-, Polizeioffiziersfunktion usw.U Die 
Staatsprüfungen bzw. Rigorosa in den vorgeschriebenen Studienfächern 
mußten auf einmal und vor Prüfungskommissionen abgelegt werden.
Die rechtswissenschaftliche Staatsprüfung reicht weder zur Advokaten­
praxis (Gesetxesartike! 39 vom Jahr 1874) noch zum Notariat aus und dem 
Gesetzesartikel 7 vom Jahre 1912 zufolge auch nicht mehr zum Richterbe­
ruf, und da die Rigorosa als Voraussetzung für das Doktorat nur an der 
Universität, nicht aber den Rechtsakademien absolviert werden konnten, 
— wobei aber im Grunde genommen in den gleichen Studienfächern ge­
prüft wurde, nur vor einer anderen Kommission, — nahm die Zahl der 
Staatsprüfungen sehr ab. Zumeist beendeten nur die schwächeren Stu­
denten ihre Studien mit der Staatsprüfung, diejenigen also, die sich nicht 
für die Universitätsrigorosa zu entscheiden wagten.
Die aufgrund der Archivalien erarbeitete Aufstellung über die Zusam­
mensetzung der Studentenschaft der rechtswissenschaftlichen Fakultät 
der Erzsebet-Universität sowie über ihre Studienergebnisse*''' ist an der 
III. Tabelle aufgeführt.
Aus der Tabelle ist ersichtlich: der Personenstand der Studentenschaft 
war gering, einerseits wegen der Kriegsverhältnisse, andererseits, weil ja 
die Universität erst einigen Jahren bestand, die Untcrkunfts- und Woh­
nungsverhältnisse der Studenten waren gar nicht ideal utw. Für das erste 
Lehrjahr Hessen sich im Durchschnitt 40 -70  Studenten einschreiben, 
diese Zahl stige jedoch in den Jahren 1917 — 1919, und zwar vorwiegend 
infolge der Umschulung der die Kriegsjahr-Hilfssemestcr absolvierenden 
Stundenten (d.h. Soldaten).
Die Nationalität der Rechtsstudenten läßt sich mit völliger Genauig­
keit nicht rekonstruieren. In der an der IV. Tabelle aufgeführten statistisch­
en Aufstellung, die in den Archivalien in deutscher Sprache vorfindlich 
ist**, figuriert das Hilfssemester der Wehrpflichtigen nicht und vorwiegend 
aus diesem Grunde sind die Angaben bezüglich der Stärke der Studenten­
schaft von denselben in unserer vorangehenden großen Aufstellung ab­
weichend. Welche der Statistiken den Tatsachen in der W irklichkeit ent­
spricht, ließ sich nich feststellen. Im Studienjahr 1920 — 21, wie es aus der 
großen Aufstellung hervorgeht, belief sich die Stärke der Studenten slo­
wakischer Abstammung, beziehungsweise derjenigen, die ihre Gemein­
deangehörigkeit auf dem Gebiete der Slowakei hatten, im W interse- 
mester auf 27, im Sommersemester jedoch auf 14. Der Dekanat erstattete
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nach 1919 dem Ministerium in Prag mehrmals dahingehend Bericht, daß 
über ein Drittel der Studentenschaft (z.B. 81 Mann aus der 273-Stär- 
ke), im Hilfssemester der Wehrpflichtigen jedoch jeder Stundent die slo­
wakische Sprache beherrsche. Die Wahrheit dieser Angaben läßt sich 
nicht kontrollieren.
Die ersten Studentinnen ließen sich im Studienjahr 1919/20 ein schrei - 
ben, da die rechtswissenschaftlichen Fakultäten in Ungarn vor dieser Zeit 
den Frauen vorenthalten waren.is
Bezeichnend ist die geringe Anzahl der bestandenen Prüfungen: sie 
nahm erst nach dem Kriege plötzlich zu, als die Gefahr der Einstellung der 
Lehrtätigkeiten in Preßburg bereits bestand. Die Vorbereitung der Studen­
ten für die Prüfung war ansonsten nicht nur hier, sondern auch an den 
übrigen juristischen Fakultäten des Landes systemlos und oberflächlich. 
75 — 80% der Studenten der 3. und 4. Jahrgänge waren nach Ablegen der 
beiden Grundprüfungen in den Vorlesungen meistens nicht erschienen. 
Man bereitete sich für die Prüfungen in absentia vor, meistens in den sog. 
,.juristischen Sanatorien", wo die Studenten gegen mäßigen Entgelt, mit 
Hilfe von Auszügen aus den Lehrbüchern und durch Memorisierung der 
häufigsten Prüfungsfragen, sowie der in Frage kommenden Antworten 
vorbereitet wurden und dies genügte in den meisten Fällen für das Bes­
tehen der Prüfung. Das Ergebnis: etwa 20 — 25% der Studentenschaft hat 
sich die Grundlagen der juristischen Bildung durch regelmäßiges Lernen 
erworben, die Mehrheit dagegen, da sich in der Praxis ,,die Freiheit des 
Nicht-Lernens" durchsetzte, verließ die Universität mit sehr geringem Wis­
sen. Der Ankauf der Dissertationen war möglich und es gab kaum eine 
Kontrolle seitens der Lehrer, dahingehend, ob der Doktorand eine eigens 
verfaßte oder ,.beschaffene" Doktorarbeit eingereicht hatte.
Bezüglich der sozialen Zusammensetzung der Studenten waren keine 
konkreten Archivangaben zu finden. Gewisse Hinweise deuten daraufhin, 
daß die Mehrheit der Studenten aus Beamten-, Kleinbeamten- und Klein­
bürgerfamilien abgestammt war. Die sozial benachteiligten Studenten 
erhielten — wie es scheint — von den meistens nicht sehr großen Stiftungen 
und Schenkungen wenige Unterstützung, im Studienjahr 1914/15 —soweit 
die bezüglich der den Studenten zugewiesenen Beträge verbindlichen Archi­
valien eventuell vollständig sind — wäre lediglich 9 Studenten Stipendium 
gewährt worden, im Studienjahr 1915/10 schon vielleicht nur 5 und zwar 
durchschnittlich in Höhe von 300.— Kronen für die Dauer eines Studien­
jahres. Staatliches Stipendium wurde nur in Ausnahmefällen gewährt und 
die Prüfungsgebühren hatten auch diejenige zu entrichten, denen die Kol­
legiengelder und die Einschrcibungsgebühren erlassen wurden (etwa 30% 
der Studentenschaft).
Man darf nicht unerwähnt lassen, daß die Einschaltung der Wirtsch­
aftsakademie in Magyaróvár in die Preßburger Universität in der Form 
einer ökonomischer Fakultät bereits vom November 1914 an in Frage 
kommt. In dieser Angelegenheit unterbreitete der Universitätsrat am 15. 
Januar 1915 an das Kultusministerium einen Vorlagebericht, mit der Beru­
fung darauf, wonach ,,gemäß § 0 des Organisationsstatutes der neuen Uni-
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versität eine mathematische-, naturwissenschaftliche und landwirtschaft­
liche Fakultät als eine Fakultät der Universität errichtet werden wird." 
Es kam xu keiner Entscheidung, es ist jedoch beachtenswert, da).! der 
Minister am I. Dezember 1915 einem vom Ackerbauministcr für die Pro­
fessoren István Ereky uttd Heia Tuka erteilten Auftrag, wonach diese 
für die Studenten der W'irtschaftsakademic in Magyaróvár rechtswisscnsch 
aftliche Vorlesungen (Enzyklopädie des Rechtes, öffentliches Recht) hal­
ten, seine Zustimmung erteilte (Nr. 103/1915—16).
Nach Verlauf von Jahren bedeutete die Anordnung des Kultus- und 
Unterrichtsministeriums vom 31. Juli 1918 einen weiteren Fortschritt 
bezüglich des Vorhabens, die ökonomischen und juristischen Fachkennt­
nisse zu verbinden. Hierin ist festgelegt: es besteht seit Jahren bedarf 
daran, dal! die Beamten, die im Referendarkorps des Ministeriums für 
Ackerbau, ferner bei den dem Ministerium unterstellten einzelnen Ämtern 
und Instituten, sowie bei Behörden unterer und mittlerer Instanz anges- 
tellt sind, neben der Qualifizierung in den Rechts- und Staatswissenschaf­
ten auch über entsprechende ökonomische Kenntnisse verfügen sollten. 
Aus diesem Grunde wird denjenigen diplomierten Ökonomen, die die \\ irt- 
schaftsakademie in Magyaróvár absolviert und juristische Vorlesungen 
der Lehrer der rechtswissenschaftlichen Fakultät der Preßburger Univer­
sität vom Studienjahr 1914/15 ordnungsmäßig besucht hatten, bewilligt. 
,.den Lchrkurs Rechts- und Staatswissenschaft binnen einer Studienzeit 
von 5 Semestern vom Studienjahr 1918/19 an zu absolvieren." (Nr. 1156' 
1917-18.)
Am 29. August 1918 ersuchte der Universitätsrat das Kultus- und 
Unterrichtsministerium um Aufstellung einer vierten Fakultät, ln Oktoher 
und November wurden in den für die Aufstellung der vierten, d.h. der natur­
wissenschaftlichen und landwirtschaftlichen Fakultät zu bildenden Aus­
schuß, von den einzelnen Fakultäten je 2 Vertreter delegiert. (Nr. 50! 1918 
—19.) Die \ erwirklichung des Planes verhinderten jedoch die eingetretenen 
Ereignisse.
Die Entwicklung der politischen Lage hatte in der Kriegszeit auch in 
der Studentenschaft ihren Niederschlag gefunden, ln der Anweisung Nr. 
10 175/1915 ries Kultus-und Unterrichtsmininisteriums wurde landesweit 
die strengste Kontrolle derStudcntenvereine angeordnet, damit ,,die Mög­
lichkeit des Landesverrats" unterbunden wird und aus diesem Grunde durf­
ten die Studenten nur \ erbänden. die der Disziplinarbehörde einer höheren 
Bildungsanstalt unterlagen, beitreten. Unklar ist, warum diese Anordnung 
erst am 11. November 1917 nach Preßburg weitergeleitet wurde.'"
Aus der Tatsache, daß die Anhänger und Politiker der während des 
Krieges auf kommenden slowakischen Nationalbewegung mit der auch 
durch die Lehrer der juristieshen Fakultät vetretenen ungarischen natio­
nalistischen Ideologie und Auffassung selbstverständlich nicht einverstan­
den waren, entstand eine Anzahl viel größerer Besorgnisse und Schwierig­
keiten. Bereits im Oktober 1915, in seinem Inaugurationsvortrag hat Pol 
ner als Rektor darüber gesprochen, daß ,,das Ziel: die Aufrechterhaltung 
eines spezifischen, besonderen ungarischen Staates durch die ungarische
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Nation" sei und das Fortttesteho) dieses Staates ..von der Überlegenheit 
der ungarischen Kuttur atien sonstigen Kulturett gcget)über" abhängig sei. 
desgleichen geite ,.diese Überlegenheit ats eine Vorbedit)gung zur Auf- 
rechterhattung unseres nationaten Charakters sowie zur Vorherrschaft unse­
rer Nation im ungarischen Staat", in I ngarn — nach seiner Ausführung — 
habe ,.dic ungarische Nation die maßgebende, führende Position einzu­
nehmen" und es sei von besonderer Wichtigkeit, daß die Nationalitäten 
mit der Ungarischen Nation ..wenigstens als mit einer Kulturgemeinschaft 
verbunden werden". Die Aufgabe der Preßburger Universität sei —am West­
rand des Landes, wo sich drei Sprachgebiete treffen — die Festigung 
und Verbreitung der ungarischen Kultur, damit Preßurg ,,am Randgebiet 
des Landes auch aus kultureller Hinsicht zu einem ungarischen Markstein 
wird".2"
Nach der Proklamierung der Tschechoslowakischen Republik zeigten 
sich die praktischen Folgen dieser Auffassung einerseits in dem immer 
stärkeren Widerstand der slowakischen Kreise, andererseits in der nationa­
listischen Überzeugung und Haltung der Mehrzahl der ungarischen Lehrer 
und Studenten: diese — wie überwiegend auch die öffentliche Meinung des 
Landes — waren sich darüber gar nicht im klaren, daß dem durch die Mo­
narchie entfesselten und verlorenen Krieg die politische Niederlage der 
ungarischen herrschenden Klassen und die Auflösung des historischen Un­
garns folgen wird. Man konnte sich z.R. lange nicht verstellen, daß iiber 
Jahrhundertc gewesener Sitz der ungarischen Landesversammlung und 
der höchsten Regierungsstellen. Preßhurg, wo der Volkszählung in) Jahre 
l!)lö zufolge die Slowaken 14.!)% der Hevülkerung ausmachten, über Nacht 
endgülting von Ungarn weggenommen werden könnte. (Es sei erinnert, 
daß der vom Kärolvi Regime vertretene aussichtslose Standpunkt der 
territorialen Integrität bis zum Endo nicht auf'gcgebcn worden war.) Die 
Illusionen wurdet) auch durch die in den ungarische)) Zeitungen von Preß- 
burg sozusagen wöchentlich zitiertet) 14 Punkte von Wilson gekräftigt: 
etwa durch die Berufung auf das Selhstbestimmungsrecht der Völker, 
sowie durch die Zusage, daß die Urenzen in den Friedensverträge)) unter 
Zugrundelegung des Nationalprinzips bestimmt werden. Bei der Bewert­
ung der spätere)) Handlungsweise und der Taten von Polner und seinen 
Mitgefährten ist zu berücksichtigen, was als grundlegendes Erfordernis für 
jede historische Darstellung gilt: die Figuren jeder Epoche sind aus der 
SinnosvorstcHung ihres Zeitalters heraus zu beurteilet). Dies gilt auch für 
die Leiter des slowakischen Verwaltungsapparates, die in der gespannten 
Atmosphäre der erste)) Monate des Jahres 1!)1!) die innere Überzeugung 
heget) mochten, der Autorität der neuen Macht — manchmal ohne Rück­
sicht auf die Mittel — allenfalls Leitung verschaffen zu müssen.
Tatsache ist. daß es bis zum Ende des Jahres 1!)18 keine Hinweise in 
den Schriftstücken, Protokollen und Erklärungen der Fakultät darüber 
gibt, daß die Tschecho-Slowakiesche Republik deklariert wurde. Im Dezem­
ber d.J. habet) die Professoren und Angestellten der Fakultät der Kärolvi- 
Regierung den Amtseid abgelegt.'^' Ln neuen Jahr, nach der am L Januar 
erfolgtct) militätrischen Besetzung Preßhurgs setzte jedoch das zähe, letzt-
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lieh hoffnunglose Ringen des Rektors und des Dekans um die Existenz 
der Universität ein, und zwar leider nicht immer im Zeichen einer für die 
Sache vorteilhaften und realen Bedachtsamkeit, sondern ab und zu auch 
in der Form eines harten und manchmal unüberlegten Widerstandes gegen 
die tschechische Besatzungsmacht. In der am 4. Januar 1919 abgehaltenen 
außerordentlichen Sitzung des Fakultätsrates erstattete Polner unter an­
deren den folgenden Bericht: ,,Er hatte eine telephonische Absprache mit 
dem Staatssekretär im Kultus- und Unterrichtsministerium, und von 
diesem die Zusage erhielt, daß er zur Überweisung der Gehälter, der Teuer- 
ungs- und Familienzulagen dringende Maßnahmen treffen werde, es ist 
jedoch fraglich, ob man die Gelder beheben können wird, da es im Preß- 
burger Steueramt keine Geldmittel vorhanden sind." Er bat den Rat ,,um 
seinen Standpunk über weitere in Bezug auf Besetzung zu treffenden Vor­
kehrungen. Er selbst ist der Auffassung, man müsse eine abwartende Stell­
ung einnehmen. .. Man müsse sich für die weitere Aufrechterhaltung 
der Universität, als eine Preßburger Universität, auf kollektive Weise 
(gruppenweise) einsetzen." Der Rat beschloß die Veröffentlichung des 
Jahrbuches „der Preßburger ungarischen staatlichen Universität der 
Wissenschaften" für das Studienjahr 1919.'-- Die juristische Fakultät hat 
die Beziehungen mit dem ungarischen Kultus- und Unterrichtsministerium 
und den anderen Zentralbehörden und Zentralämtern des ungarischen 
Staates aufrechterhalten. Anfang 1919 wurden die aus den Ämtern in Bu­
dapest übersandten Anweisungen im besetzten Preßburg ordnungsmäßig 
durchgeführt.-3
Am 4. Januar 1919 hielt auch der Plcnarrat der Universität eine außer­
ordentliche Sitzung „über die mit der Besetzung von Preßburg verbunde­
nen Fragen" ab. - ' In der schwierigen Lage erstattete Polner Bericht über 
die von ihm in Dezember unternommenen Schritte und bat um deren 
Bestägigung. Er erwähnte, er habe an den Vorsitzenden des Ministerrates 
nach Pest telegraphiert und dem Kultus- und Unterrichtungsministerium 
einen Bericht erstattet, er erhielt jedoch keine Antwort. Er ersuchte schrift­
lich die Hochschule in Magyarövär und den Bischof in Raab, der Letztere 
ließ am 30. Dezember 1918 auch eine Antwort zukommen. An diese Adres­
sen wollte Polner die Schriftstücke des Archivs übersenden, die er den 
tschechoslowakischen Behörden nicht überliefern wollte.
Seinem Bericht zufolge bat er ferner die zuständigen Amtsstellen in 
Budapest um die Überweisung der Gehälter der Universitätsangestellten 
für mehrere Monate vorhinein. Was die weiteren Veranlassungen anbelangt, 
hat der Rat Polner anvertraut, nach freiem Ermessen zu handeln. Es ist 
festzustellen, daß Polner, als Vertreter der Universität und Beschützer der 
Interessen der ungarischen Regierung, die Anstalten selbständig getroffen 
hatte. Dies nahm der Universitätsrat dankend zur Kenntnis. Jedoch — 
wir werden bald darüber sprechen — mit seiner, nicht genügend erwo­
genen Aktionen fügte Polner der Universität manchmal ungewollt objektive 
mehr Schaden als Nutzen zu, indem er die Spannung und das Mißtrauen 
zwischen den ungarischen und den slowakischen Amtsstellen vertiefte.
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Am G. Januar 1919 teilte Polner den Mitgliedern des Universitätsra­
tes mit, er hatte ,.Vormittag ohne Einladung den Sekretär Jankó in der 
Obergespannschaft besuch-^, wo er informiert wurde, daß die Übergabe 
des tschechischen Imperiums eben im Gange sei." Samu Zoch, evangelischer 
Pfarrer in Modor, der bereits vor Weihnachten /.um Schupan des Komitats 
und der Stadt ernannt wurde, hat nämlich sein Amt am 6. Januar übernom­
men, nachdem die Soldaten der tschechischen Legion das Komitatshaus 
besetzt hatte. Polncr hatte sich auch bei dem Schupan vorgesprochen und 
dieser teilte ihm mit, daß „das teschechische Imperium auch für Bratislava 
gelte", demzufolge sei die Universität ihm unterstellt: ,,die Universität 
wird übernommen und auch weiterhin bestehen". Polner protestierte scharf 
dagegen, indem er sich dahingehend äußerte, die Äußerung Zochs — seiner 
Meinung nach — ,,dcm Waffcnstillstandsabkommen widerspreche und völ­
kerrechtswidrig sei". Dem Protokoll vnmG. Januar 1919 zufolge teilte Zoch 
Polner folgendes mit: „die Universität gehört der Tschecho-Slowakischen 
Republik, die ungarische Universität darf das Studienjahr vollenden. Pol­
ner protestierte, er ist jedoch bereit, für das Vermögen der ungarischen 
Universität die Verantwortung zu übernehmen".-" Nach der Behauptung 
von Polner hatte der Schupan in seiner Erwiderung bemerkt, er habe mit 
einem solcherart scharfen Protest gar nicht gerechnet und dies könne für 
die Universität schwere Folgen haben: die Waffenstillstandsbedingungen 
seien durch die Entente abgeändert worden, die Zugehörigkeit von Preß- 
burg zur Tschecho-Slowakischen Republik sei eine vollendete Tatsache. 
Zoch forderte Polner auf, das Mobiliar der Universität den anwesenden Offi­
zieren inventarmäßig auszufolgen. Polner begab sich mit den Offizieren 
zum Dekanat und später in die Bibliothek. „Der tschechische Hauptmann 
gab sich damit zufrieden, daß der Rektor und die Dekane seine Erklärung 
abgeben, wonach, was an Ort und Stelle vorfindlich ist, nicht wegbefördert 
werden wird." Polner berichtete ierner auch darüber, daß der Schupan 
Zoch auch die Erklärung verlangte, daß keine politischen Bewegungen sei­
tens des Lehrerkorps gegen die tschechische Regierung betrieben werden. 
Er beantragte, dem Rat, keine Erklärung abzugeben und gegen den Besch­
luß Zochs ernent Protest zu erheben, sowie zu erbitten, „damit uns ermög­
licht wird, von hier wegzugehen", beziehungsweise „ohne jeden Zwang 
unsere Tätigkeit fortsetzen zu dürfen und demjenigen, der nicht willig ist, 
freier Wegzug gewährt werden soll." Schließlich bemerkte er: „unsere Be­
züge können wir ohne Anstand beheben" — Vom Schupan wurde erklärt, 
er lege der Tätigkeit der Professoren kein Handwerk, soweit diese die 
Tschecho-Slowakische Republik offen nicht angreifen, ein Teil des Lehrer­
korps hatte jedoch bereits am 6. Januar 1919 die Absicht, Preßburg zu ver­
lassen. Laut des obenerwähnten Protokolls wird Polner „von der tschech­
ischen Regierungsstelle eine schriftliche Erklärung darüber erbitten, was 
eigentlich vom Lehrerkorps verlangt wird, und eine Gewähr dafür, daß 
uns ermöglicht wird, der ungarischen Regierung über den Vorgang einen 
schriftlichen Bericht zu erstatten. Polner war sich leider über die tat­
sächliche Lage der Dinge und über die Möglichkeiten nicht im klaren, er 
beeinflußte mit seiner Hartnäckigkeit die Mitglieder des Rates. Finkey
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äußerte sieh tieispietsweise dahin, ,,wir sind nicht wittig, in tschechischen 
Staatsdiens xu treten, wir beantragen unsere friedtiche Enttassung. . . wer 
witlig ist. an dieser Pniversität ats einer ungarischen tlit()ungsstätte weiter 
tätig xu sein, dem steht es frei, es xu tun. wer aber nicht wiHig ist. mitxu- 
machcn. . . . dem muß anderswie ermögtictit werden, von hier mitsamt 
der Eamiüe wegxuxiehen und xwar unter (iewährung einer ausreichenfier 
Zeit." Im Gegensatx (taxu. nach (ter Meinung des Professors Prinx. eines 
der Vertreter der phitosophischen Eakidtät. ..ist die Abgabe der in Präge 
stehenden Krtdärung gar nicht so dringend, man könnte sieti auch nachher 
entschtießen. ob man weggeht oder bteiht. und verbteibt man xunächst ohne 
eine Erktärung abxugeben. so gitt (ties nocti nicht ats ein \'erstoß gegen 
unsere patriotische Pflicht." Dm* andere Professor der philosophischen 
Eakuttät. tlodinka ging noch einen Schritt weiter, inrtem er das Probtem 
derStaatstiürgersehaft um) Angetiörigkeit für den Patt ,.derweiterent)ienst- 
Verrichtung unter tsctiectiisctiem tmjterium" angesetmitten tiatte. Eeny- 
vessv, der <tie medixinisctie Eakuttät vertrat, war mit den tieiden vorigen 
Auffassungen einverstanden. Atso nur die Angehörigen der juristischen 
Eakultät waren gegen die Pbertegung un<t ein Kompromiß. Am 7. -Januar 
I!)l!) beschtoß der Pniversitätsrat eiutticti die Pnterxeichnung der seitens 
der stowakischen tletiörden vertangten Erklärung. wonach dieser ..den 
Besetxungsxustand xur Kenntnis nimmt um) sich bis xum Abschluß des 
Eriedensvertrags tiexietiungsweise einer etwaigen, tschectiostowakiscti- 
ungarischcn Vereitdiarung ¡itier Preßburg verjiftichtet, den Austiilrtungs- 
tietrieb in (Jang xu hatten, <tas Pniversitätsvermögen aufxutiewahren and 
(tieStudenten aufxufordern.sietistaatsfeinrtticher Erktärungen xu enthatten, 
ferner bitte der Hat um die Gewährtcistung des Wegxugs für die Lehrer, 
<tie nicht bteiben wotten". Diese Erktärung wurde dem Schupan Zocti in 
ungarischer und stowakischer S]irache xugestettt.
An der Sitxung vom 8. Januar t!)t!) tierictitete Polner darüber, (tat! 
(ier Schupan die Verfügung der Pniversität über die politische Haltung der 
Studentenschaft nicht für ausreichend hatte und man verfinge weitere 
Maßnahmen. Der Beschtuß: ,,neuer Aufruf an die Studentenschaft ange­
nommen." Potners Bemerkung: ..trotx unserer weiteren Tätigkeit an dieser 
Stettc bekennen wir uns nach wie vor xu ungarischen Staatsbürgern und xu 
den Pntcrtanen des ungarischen Staates." Ecnyvessy. in Vertretung der 
medixinischen Eakuttät. ist gegen die Erktärung sotctier Art. indem er beha­
uptet: ..das kommt ja den Angestettten der Pniversität nicht xugute und 
erschwert unsere Lage." Doch Potner betont wiederum: ..wir betätigen uns 
nicht an einer tschechischen, sondern nach wie vor an einer tschechischen, 
sondern nach wie vor an einer t"niversität des ungarischen Staates..."
Am H'. -tanuar wurde eine protokodierte Vereinbarung xwiscJien dem 
Schupan und dem Pniversitätsrat erxiett, wonach Zocti (tie ungestörte 
Beendigung des Studienjahres der t niversität garantiert, jedoch entsprech­
ende Garantien dafür verlangt, daß ..(tie Studentenschaft sieti an keinen 
Bewegungen und Aktionen, die gegen den tschechostowakischcn Staat 
gerichtet sind, beteihgen wird", und der Pniversitätsrat erklärt sich sei­
nerseits bereit, die Pniversität im Geiste der vöttigen Loyalität xu teiten,
jedoch unter gleichzeitiger Aufrechterhaltung der Auffassung des Jniver- 
sitätsrates über den bisherig bestehenden öffentbchen Status, wonach er 
soiange der ungarische Staat im Sinne des Völkerrechts durch Abshluß eines 
rechtswirksamen Fricdensvertrages auf seine Souverenität. betreffend 
Prcßburg. nicht vernichtet, den bisherigen Status als rechtmäßig betrach­
tet-'.
Hs kam jedoch zwischen den neuen slowakischen Behörden und der 
Universität binnen kurzem zu scharfen Auseinandersetzungen. Der sich bis 
dahin (seit dem ](). Dezember) in Zsolna betätigende Srobár, der zur Ver­
waltung von Slowensko mit uneingeschränkten Vollmachten bekleidete 
Minister war dabei, sein .Ministerium nach Preß bürg zu verlegen. Zur feier­
lichen Begrüßung von Srobár seinen Mitarbeitern am 4. február wurden die 
Vertreter der gesellschaftlichen und politischen Organisationen, darunter 
auch der Rektor der Hrzsebet-I niversität vom Schupan Zoch eingeladen. 
Polner berief den P'nivcrsitätsrat am l(i. .Januar ein und ließ eine
Resolution annchmen. wonach die Erzsebet-Universität Zoch in einem 
Schreiben mitteilen soll, daß die Teilnahme an dem feierlichen Eni]¡fang
abgelehnt wird, d a ......die Entsendung eines Vertreters aus patriotischen
Gründen nicht möglich ist."""
Dieses Schreiben Avurde am 2!. .Januar J!)J!) zugestellt. Die slowakisch­
en Behörden reagierten sehr hart darauf, sie stellten am 28. Januar J!UÜ 
den gesamten Lehrerkorps unter Polizeiaufsicht und stellten den Unter­
richt an allen drei Pak ul täten ein.-"
An der Vorstandssitzung der sozialdemokratischen Partei von Preß- 
burg wurde ..die Maßregelung" der Universität verhandelt und es wurde der 
folgende Beschluß gefaßt: ..Die Partiditung bewertet den Vorfall, daß der 
Regicrungskommissar von Prcßburg der tschechoslowakischen Regierung 
die I niversität schließen und die Lehrer der Universität aus dem Grunde, 
Ayeil der Lehrerkorps am Empfang der am 4. Februar in Prcßburg eintref- 
Jendeti tschechoslowakischen Regierung nicht teilnehmen will, unter [Po­
lizeiaufsicht stellt als einen scheweren Verstoß gegen die Gewissensfreiheit. 
Dieser Akt ist auch insofern zu mißbilligen, weil durch die Schließung der 
J niversität auch die Ausbildu ngsmüg! ich keit der wissensdurstigen -Jugend 
vorenthaltcn wird. Die sozialdemokratische Partei übermittelt dem Lchrer- 
korps die volle Solidarität seitens der Arbeiterschaft von Prcßburg und 
wird Mittel und Wege finden, daß diesem schweren Ln recht ehestens ab- 
gcholfen wird."'"'.
In PreßJmrg war die Arbeiterschaft — darunter auch die Setzer -  am 
J. J'oJ)ruar in politischen Ausstand getreten, die Lokalzeitungen waren 
zwei l äge lang nicht erschienen. Am Streik waren ungarische, deutsche utal 
slowakische Arbeiter gleichfalls beteiligt. Der Chef der JAMizei ordnete die 
Haft und Internierung der Vorstandsmigtliedcr der sozialdemokratischen 
Partei an. Jn Haft genommen und interniert wurde, ..wegen des Verdachtes 
des Aufrufes zu einem Streik", auch der Rektor Ödön Polner. desgleichen 
der verantwortliche Redakteur der „Híradó" (Anzeiger). István Arkaucr. 
Eine Delegation der organisierten Arbeiterschaft setzte sich am 5. Februar 
beim italienischen GJ)erst Barecca. Stadtkommandant, fürdie fristlose Frei-
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setz uns der Verhafteten, sowie für die Gewährleistung der Bürgerrecht ein 
und äußerte sieh darin, daß hei Erfüllung ihrer Forderungen alle von ihnen 
die Arbeit wieder aufnehmen werden. Barecca gab die Zusage, daß niem­
and wegen Teilnahme atn Streik am behelligt werde. Er sei hier nicht dafür 
da, — sagte et -  um den Arbeitern die Rechte zu entziehen. Es stehe den 
Arbeitern frei, nach der Freillassung der Verhafteten eine Versamml­
ung zu organisieren, wo die Wiederaufnahme der Arbeit beschlossen wird. 
— Aufgrund der Anordnung des Obersten wurden die Verhafteten abends 
um 8 Uhr freigclassen, sie hätten aber am folgenden Tage vormittag eine 
Erklärung in der Polizei unterfertigen müssen, was jedoch durch die Sprech­
er der Arbeiterschaft verweigert w urde, unter dem Hinweis, man sei ledig­
lich zur Absprache mit dem Ministerium für die Slowakei bereit, wo man 
im Namen der Arbeiterschaft wichtige Forderungen vorzutragen und für 
die Verhaftung der Arbeitervertreter eine Genugtuung zu bekommen wün­
sche. — Polner ließ ein besonderes Protokoll anfertigen, in welchem er gegen 
seine Verhaftung protestierte, da er ,,der Streikbewegung vollends fern­
geblieben war".3t Polner hatte mit dem Ausstand tatsächlich nichts zu tun, 
er mißbilligte die kampflustige Arbeiterbewegung eben so, wie die Vertreter 
der slowakischen Bourgeoisie.
Am Tage nach der Freisetzung ihrer internierten Führer stimmten die 
Preßburger Arbeiter auf einer Kundgebung den aus 9 Punkten bestehenden 
Anforderungen die der slowakischen Regierung vorgelegt werden sollten, 
zu. Unter diesen figurierten die Anerkenung des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker, und des Gewissensfreiheitsprinzips, die Wiedereröffnung der 
Universität, die Gewährleistung der Ausübung der Versammlungs- und Ver­
einigungsfreiheit, ferner die Einführung des 8-Stundentages, sow ic der Koll- 
lektivverträge, die Schaffung von Boschäftigungsmöglichkeiten, die Erhöh­
ung der Arbeitslosenunterstützung usw. Diese Forderungen wurden der 
slowakischen Regierung am 7. Februar zugcleitet und die Arbeit wurde mit 
dem Hinweis aufgenommen, daß man, fails die Forderungen nicht erfüllt 
werden, w ieder in den Ausstand treten werdet Und da die Regierung mehr­
ere Forderungspunkte der Arbeiterschaft zurückwies, war es nach einigen 
Tagen, am 11. Februar, tatsächlich zum Streik gekommen. Am darauffol- 
gengen Tage kam es zwischen der zur Großkundgebung der Arbeiter zusam­
mentreffenden Menge und den Soldaten der tschechischen Legion zu einem 
Zwischenfall, die Soldaten haben in die Menge geschossen, was einen Anzahl 
von Toten und Dutzende von Verwundeten als Opfer fordertet
Erwähnenswert ist, daß der Vorstand der sozialdemokratischen Partei 
durch eine Abordnung der Studentenscheft aufgesucht wurde, wobei die­
selbe sich für den tatkräftigen Einsatz, der durch die organisierte Arbeiter­
schaft gegen die Aufhebung der Universität an den Tag gelegt wurde, be­
danktet — Die Aufhebung der U niversität war zweifelsohne eine übertrie­
bene und übereilte Maßnahme, mit der der Präsident der Republik Masaryk 
schon auch wegen der ungünstigen internationalen Resonanz, nicht ein­
verstanden war. und brachte seine Meinung auch zum Ausdruck.
Am 17. Februar 1919 faßte árobár's Ministerium den Entschluß, wo­
nach die Fortsetzung der Vorlesungen zugelassen, die Autonomie der Uni­
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versität aufrechterhalten wird, gleichzeitig wurde jedoch — unter vollen 
Kontrollbefugnissen — ein Regierungskommissar in der Person des katho­
lischen Priesters Ferenc Jehlicka ernannt.Sein Aufgabenbereich erstreck­
te sich darauf, die Tätigkeit der Universitätsorgane, die pädagogische 
Tätigkeit und das Auftreten der Lehrer vor der Öffentlichkeit zu ver­
folgen. Es lag dem Regierungskommissar ob, die Universitätsratsbe­
schlüsse zu bestätigen und zu signieren, die Anstellung neuer Lehr­
kräfte vorzuschlagen, es stand ihm ferner frei, eine Abänderung des Studien­
planes zur Interessenwahrnehmung der tschechoslowakischen Republik zu 
beantragen.sc Jehlicka redete in die Arbeit des Universitätsrates nicht dar­
ein, ja sogar intervenierte er — allem Anschein nach — bei Srobär lieber 
für den Lehrerkorps und er legte keine Hindernisse in den Weg der Aktionen 
von Polner. Am 23. Februar schreibt der Prorektor Komis an Jehlicka, 
daß Polner wegen der unbegründeten Verhaftung eine Genugtuung fordere 
und aufgrund des Paragraphen 193 des Strafgesetzbuches (Verletzung der 
persönlichen Freiheit durch einen öffentlichen Beamten) mit seiner Strafan­
zeige androhe. Jehlicka intervenierte in dieser Angelegenheit bei ZoclU?, 
der durch Jehlicka Komis ausrichten ließ: ,.soweit der Rat eine dahinge­
hende Äußerung abgibt, wonach durch denselben zugegeben wird, sein 
Beschluß und seine schriftliche Erklärung in Sachen der Begrüßung der 
tschechoslowakischen Regierung waren taktlos gewesen, beziehungsweise 
er einen ungarisch-patriotistischen Übereifer zeigte, wird auch der Herr 
Schupan bereit sein, seinem Bedauern wegen der erfolgten Internierung 
Ausdruck zu verleihen." Polner aber — in Anwesenheit von Jehlicka und 
dem Schulreferenten von Srobär.Stefanek —äußerte sich dahin, er nehme 
eine Genugtuung solcher Art nicht an. Der Universitätsrat entschied sich 
schließlich dafür, daß ,,die Genugtuung mit unzumutbaren Vorbedingun­
gen verknüpft ist und es wird unter den waltenden Umständen auf eine 
Genugtuung kein Gewicht gelegt.33 Jehlicka machte keine Bemerkungen 
zu dieser Resolution.
Die Lage hat sich in den ersten Märztagen 1919 wieder zugespitzt, da 
die ungarischen Studenten in Preßburg, am Donauufer gegen die tschech­
isch-slowakische Besetzung mehrmals demonstrierten und die Genehmig­
ung der Begehung des Gedenktages am 15. März forderten. Die Feierlich­
keiten wurden von den aus eigener Sicht ebenfalls nationalistisch-chauvinis­
tisch gesinnten Behörden untersagt'^ und die Zuwiderhandelnden mit 
schweren Folgen angedroht. Der mit der Verwaltung der Slowakei mit un­
eingeschränkten Befugnissen beauftragte Minister §robär behauptete in 
seiner an die Universität gerichteten Zuschrift, die Studentenschaft wäre 
von ungarischen Agitatoren angezettelt worden, er gab dem Regierungs­
kommissar Jehlicka die Anweisung, zu verfügen, daß die Studentenschaft 
zur Enthaltung von Demonstrationen durch das Rektorenamt schriftlich 
und auf Wandanschlägen ermahnt wird. Die Ermahnung hat auch erfolgt.
Zur Zeit der Ungarischen Räterepublik entschied sich der Rat der 
Universität dafür, die Erlasse der Volkskommissäre nicht zur Kenntnis zu 
nehmen, beziehungsweise dieselben ,.dienstlich nicht zu erledigend" Unter 
der Leitung des Rektors Polner, des Dekans der juristischen Fakultät
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Ferene Koväts. sowie des Prodekans der medizinischen Fakultät Fenvves- 
sy suchte eine zehnköjifige Abordnung der Preßburger üniversität am 
27. Mai den Präsidenten der Republik Masaryk mit der Bitte auf. die 
Vorlesungen an der ungarischen Lniversität im Interesse der zahlreichen 
ungarischen Bevölkerung, die eventuell dem tschecho slowakischen Staat 
cinverleiht werden wird. zu ermöglichen. Der Präsident empfing die Abord­
nung der l'niversität sehr zuvorkommend und erklärte: zur Zeit ist es noch 
unbekannt, wie groß die ungarische Bevölkerung im Rahmen der tschech­
isch-slowakischen Republik der Stärke nach sein wird. Es hängt davon ab. 
ob das Weiterbestehen einer eigenen ungarischen l'niversität möglich 
sein wird. Aus kultureller Hinsicht wird cs allenfalls notwendig sein, eine 
Übergangsperiode einxuführcn und eitle plötzliche Aufhebung der unga­
rischen I niversität wäre unrichtig, was ja auch nicht erfolgen wird. Im 
gleichen Sinne äußerten sich auch der I nterrichtsminister Habermann 
und der Staatssekretär Drtina."
Am 3b. Mai setzte sich die (Gegenoffensive der ungarischen Roten 
Armee unter Führung von Aurel Stromfeld, der vorübergehend sehr erfol­
greiche Nordfeldzug in (lang.'- ..Mit Rücksicht auf die militärischen Opera­
tionen*' verkündeten der Minister Srobär und der französische (General Mit­
telhauser. Befehlshaberder Armeegruppe der Westslowakei. für das (Gebiet 
der Slowakei am ä. Juni die Militärdiktatur.'" Obwohl die Operationen am 
24..1uniaufhörten. sind in der Zwischenzeit jedoch Hunderte von Arbeitern. 
Funktionären der Arbeiterbewegung, darunter vorwiegend Kommunisten 
durch die Militärorgane bereits verhaftet und eine Anzahl von Zugehörigen 
des ungarischen Bürgertums, darunter der Rektor Polner und der Dekan 
der medizinischen Fakultät Mihäly Pekär sow ie eine Anzahl von Studenten 
als (Geisel interniert worden."
Die tschechisch-slowakische Nationalversammlung verabschiedete am 
27. Juni )!<!!) das Oesetz Nr. 375/ltiP), das die (Gründung der tschechisch- 
slowakischen staatlichen I niversität namens Komensky in Bratislava vor­
gesehen hatte. Mit diesem Akt hatte die Liquidierung der Erzsébet-t'niver- 
sität eigentlich ihren Anfang genommen.
An der Sitzung des t niversitätsrates vom (i. August 1!)!!) berichtete 
Polner darüber, daß der Rat der medizinischen Fakultät der Komensky- 
I niversität gebildet wurde, was eine Entlassung der Professoren in der 
medizinischen Fakultät der Erzscbet-t niversität bedeute und dies ..dem 
Versprechen von 1.0. Masaryk zuw iderläuft. " An dieser Sitzung übernahm 
jedoch Bêla Fenyvessy. Professor der medizinischen Fakultät, die Würde 
des Rektors von Polner.' ' Die Vorsteher der Stadt und der dortigen öffent­
lichen Lehranstalten ersuchten den Präsidenten Masaryk und die Regie­
rung am 14. August in einem Memorandum um eine gerechte Regelung des 
Schulwesens. Bezüglich der I niversität selbst brachte man den W unsch 
zum Ausdruck, daß ihr Studicnbetrieb im Schuljahr PH!) 2b unverändert 
erhalten bleibt. \\ iirde jedoch eine t Inorganisierung der I niversität unver­
meidlich sein, so soll es allenfalls unter Anhörung <lcr Betroffenen und 
(Gewährung eines entsprechenden Überganges erfolgen. Im Vorlagebe­
richt wurde vorgeschlagen, daß künftig auch deutschsprachige und slo-
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wakische Fakultätet), beziehut)gsweise Lehrstühle neben den ut)garischen 
Fakultätet) errichtet werden sollen."' (Leider wurden die idee der Errich­
tung votr Fakultäten oder Lehrstühlen mit slowakischer Unterrichtssprache 
itn Hinblick auf die Stärke der slowakischen Bevölkerung des ..Ober­
landes" — in den vorangehenden -Iahten, zur Zeit des dualistischen unga­
rischen Regimes gar nicht aufgegangen.) Das .Memorandum blieb wahr­
scheinlich ohne Antwort, wir konnten wenigstens bisher keine Hinweise 
darauf ausfindig machen.
Am 22. August wurden alle Prel.iburger Pädagogen, ob von staatlichen, 
ob von konfessionellen Schulen, die bis zu dieser Zeit durch die tschechisch- 
slowakische Regierung nicht übernommen waren, mit der Unterzeich­
nung des Ministers íSrobár auf den Namen lautend entlassen. Zu denselben 
gehörten auch sämtliche Angestellten der ungarischen Universität. Der 
Minister, unter Berufung auf die W ohnungsnot, ordnete auch die Landes­
verweisung der ungarischen Staatsbürger an. DerSchupan Samu Zoch war 
mit den Entlassungen nicht einverstanden und dankte von seinen) Posten 
ab. ' '  (Die Abdankung wurde am 3!. August angenommen.)
An der Sitzung des Universitätsrates von) 2(S. August berichtete 
Potner über die Anordnung Srobár's über die Verweisung der ungarische)) 
Staatsbürger, mit der Bemerkung er würde sich in dieser Angelegenheit 
..bei der neuen ungarischen Regierung" telefonisch vorsprechen und zu­
gleich árobárersuchen, damit die Lehrer bis. 30. August ihre Stellen beibe­
haltet) dürfen. Er berichtete ferner über seinen Entschluß, dal! ..die Stift­
ungen Potner und Degrc von der Preßburger Universität nach Pest verlegt 
werdet)."'^ Polner änderte seinen Standpunkt, indem er sich dahingehend 
äußerte, daß die Lehrer der juristischen Fakultät an ihre)) Rostet) bleiben 
sollen, falls in dies die tschechoslowakische Regierung einwilligt.
Die Ratsmitglieder intervenierten bei Masaryk, dem Ministerpräsi­
denten Tusar, Drtina, sowie Srobár und beantragten, daß es den entlasse­
nen Angestellten gestattet wird, bis zur Unterzeichnung des Fricdensvert- 
rages in Prcßhurg zu bleibet), ihre W ohnungen beizubchaltcn und ihr Hab 
und Gut wegzubefördern. Bezüglich des Vermögens der Erzsébet i, ttiver- 
sität betonte man den Vorbehalt der Rechte der ungarischen Regierung. '"
Am ü. September entsandte die Stadt Preßburg eine große Delegation 
mit Anteilnahme der Vertreter der Universität nach Prag zu dem Präsi­
denten Masaryk und dem Minister für Unterricht. Der Präsident erklärte 
-  unter Hinweisung auf seine im Mai gemachte Zusage — wohlwollend: 
,.W*as versprochen wurde, muß auch eingehalten werdet). . ."
Nach der Bestellung des Universitätsrates an) 15. September l!)l!) 
waren die Lehrer der philosophische)) und der medizinischen Fakultät 
nicht willig, in Preßburg zu bleibet), da dieselbet) — vor allem die Arzte — 
it) Budapest günstig unterkommet) konnten. Den Lehrern der juristi­
sche)) Fakultät hatte Polner dagegen angeratet) möglicherweise tut ihren 
Posten zu bleibet). ..da sonst, falls sic wegziehet), it) Budapest ihnen vor­
geworfen werdet) könnte, warum sie nicht geblieben sind, obwohl sie 
dazu die Möglichkeit hatten.. . der Minister hatte die weitere Zuweisung 
der Gehälter versprochen.
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Die Übergabe der Universitätsgebäude wurde durch das Ministerium 
in Prag auf den 22. September anbcraumtU Der Rektor Róla Fenyvessy 
protestierte bei der aus Prag eingetroffenen Kommission gegen die Über­
nahme, er hielt dies für völkerreschtswidrig. Demnach ging die Kommissi­
on jedoch unverzüglich an die Inbesitznahme eines Teils der Gebäude, was 
man am 25. September beendete. Dabei wurden die medizinische Fakultät 
das Krankenhaus, die Kliniken, das Rektorenamt und die Quästur über­
geben.^ Die Übernahme der Universitätsbibliothek erfolgte erst am 10. 
Oktober.
Im Oktober, nach Eintreffen des Universitätsprofessors Otokar Som­
mer in Preßburg, Beauftragter des Ministeriums für das Schulwesen in 
Prag, traf die Lehrer der juristischen Fakultät eine Überraschung: Sommer 
teilt dem Dekan Kováts mit, daß die Fakultät ihre Tätigkeit noch über 
drei Studienjahre lang fortsetzen werde. Nach einigen Tagen trafen zwei 
Bescheide aus dem Ministerium ein."-' Im ersten (unter Geschäftszahl 45 
286/1919, datiert vom 20. Oktober 1919) wird ..bezüglich der Regelung der 
Statusverhältnisse der juristischen Fakultät" dem Dekan mitgeteilt, daß 
die Leitung der juristischen Fakultät vom Minister für Schulwesen über­
nommen und die Fakultät dem Ministerium in Prag direkt unterstellt wird. 
Zugleich wurde die Bestellung des Dekans Kiss für die Dauer des Studien­
jahres 1919 — 20 bestätigt. Die Fakultät wird bis Ende des Studienjahres 
1921—22 ihre Tätigkeit fortsetzen, die Aufnahme neuer Studenten ist 
jedoch nicht gestattet. Der Abschluß der Studien ist nur für tschecho­
slowakische Staatsbürger möglich, soweit sie das Studienjahr 1918/19, 
sowie die darauffolgenden Studienjahre ordnungsmäßig abgeschlossen 
haben. Die Professoren und die Privatdozenten (einschließlich der beiden 
von der philosophischen Fakultät übernommenen Professoren) erhalten 
im Sinne des Gesetzes Nr. 571/1919 ihre Gehälter und die Teuerungszulage. 
Der Unterricht hat nach den bisherigen Vorschriften seinen Fortgang zu 
nehmen, jedoch unter Berücksichtigung der veränderten Verhältnisse. 
Die Bildungsanstalt darf ihren Betrieb als eine eigenständige Fakultät 
der Universität fortsetzen. Die durch die Fakultät gefaßten Resolutionen 
und Eingaben sind auch in deutscher Übersetzung zu verfertigen. Durch 
den zweiten Bescheid (Nr. 47 287/1919) wurde der Studienplan für das 
Studienjahr 1919/20 bestätigt. Die neue Lage wurde an der außerordentlich­
en Sitzung des Fakultätsrates vom 30. Oktober 1919 in Anwesenheit von 
Dekan Kiss sowie von Polner, Kérészv, Finkcy, Pázmány, Bozóky und 
Тика (als Protokollführer) verhandelt. Das Protokoll wurde in ungarischer 
und deutscher Sprache aufgenommen.^
Der Rat ließ eine Bekanntmachung veröffentlichen, in welcher er der 
Öffentlichkeit mitteilte, daß ,,die Vereinbarung" wonach ,.unsere Fakultät 
der Wissenschaften als eine ungarische Universitätsfskultät für die Dauer 
von drei Jahren vom 1. Semester des Studienjahres 1919/20 an, d.h. bis 
zur Beendigung des Studienjahres 1921 — 22 die Lehrtätigkeit fortsetzt, . . . 
auch zur Zeit in Kraft ist."°^ Man betrachtete den Bescheid des Minis­
teriums für Schulwesen als eine Vereinbarung und man ließ unberücksich­
tigt, daß die Fakultät dem tschechisch-slowakischen Ministerium unters-
teilt war, daß also es dem Minister frei steht, seine Verfügungen als 
Aufsichtsbehörde etwa zu ergänzen oder abzuändern.
Das Rektorenamt der Komensky-Universität verständigte sieh 
schriftlich mit der ungarischen juristischen Fakultät über den Quästor.3"
Die Vorlesungen gingen mit unverändertem Lehrstoff vonstatten. 
Vor allem Polner hielt in seinen Vorlesungen über das Verfassungsrecht 
lediglich die bisherige offizielle ungarische Auffassung vor Augen, er hatte die 
veränderten staatsrechtlichen Verhältnisse gar nicht behandelt. In der slowa­
kischen Presse und den juristischen Fachblättern übte man im Laufe des 
Jahres 1920 vor allem gegen Polner Kritik, daß er ,,gegen die Interessen der 
Republik hetzt." Professor Sommer, der vom Minister für das Schulwesen 
in Prag der Organisierung der Komensky-Universität beauftragt wurde, 
verlangte am 29. April 1920 diesbezüglich eine Erklärung. Polner äußerte 
sich dahin, er behandele das Staatsrecht unter Anwendung der rechtsver­
gleichenden Methode; bei den Rigorosa werde nur aus dem ungarischen Ver­
fassungsrecht geprüft, da das tschechisch-slowakische Staatsrecht in unga­
rischer Sprache noch nicht veröffentlicht worden sei''' — was sonst auch 
der Wahrheit entspracht.
Die Professoren der juristischen Fakultät, soweit sie nach Errichtung 
der Tschecho-Slowakischen Republik bis zur Aufhebung der Fakultät an 
Ort und Stelle die Lehrtätigkeit fortführten, haben dies mit der mentaler 
Reservation getan, bis zur Entscheidung des Friedenskongresses ihre Pos­
ten zu behalten, indem sie erhofften, daß die Stadt wieder mal an Ungarn 
zurückgelangen werde. Als sie jedoch sahen, daß sich die Lage nicht er­
wartungsgemäß entwickelte, äußerte sich eine Anzahl der Lehrer dahin, 
sie seien nicht willig, dem tschechoslowakischen Staat Dienst zu leisten. 
Zum Heispiel Professor Albert Kiss, der im Studienjahr 1919 — 20 die Wür­
de des Dekans trug, dankte im Juni 1920 von seinem Katheder ab, und 
kündigte an, er werde nach Abschluß des Studienjahres nach Ungarn weg­
ziehen. Er begründete sein Vorhaben damit, er verbrachte infolge der 
falschen Anzeige eines bezahlten Agenten fünf Wochen in Untersuchung-s 
haft, u. z. wegen nicht begangenen Landesverrats, und als er sich nach sei­
ner Entlassung zu einer Lehrtätigkeit für die Dauer von weiteren drei Jahr­
en verpflichtete, war er in der Vermutung, daß Preßburg durch die Ent­
scheidung des Friedenskongresses für Ungarn zugesprochen werden würde. 
Diese geschah nicht und er sei nicht willig, einem fremden Staat Dienst 
zu erweisen, er besitze in Ungarn ein Landgut und er wolle dort leben. 
Das tschechoslowakische Ministerium für Schulwesen erteilte am 5. Juli 
1920, unter Uz. 36 302 — 920, zum Wegzug von Kiss seine Einwilligung^
Der hauptsächliche Grund für die oberwähnte Verlängerung des Lehr­
betriebes lag darin, daß die Professoren der juristischen Fakultät der Preß- 
burger Komensky-Universität, da es regimetreue Lehrer slowakischer 
Nationalität kaum gab, von den Lehrern der Prager Karl-Universität er­
nannt werden müßten. Zu gleicher Zeit wurde aber die juristische Fakultät 
der ebenfalls neuen Masaryk-Universität in Brno (Brünn) eröffnet und man 
hatte zunächst dieselbe mit einer entsprechenden Zahl von Lehrerkräften 
zu versehen. Deshalb hatte man in Prag vor, daß sich die Abiturienten in
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der Slow akei bis Oktober lt)22 an der Prager Fakultät einschreibcn lassen, 
dabei die in l'reßburg ati der ungarischen l'^akultät bereits eingeschriebenen 
¡Studenten ihre Studien absolvieren sollten, inzwisthen die t'iofessoren der 
neuen juristisehen Fakultät in Bratislava aus der Reihe der in Brau habili- 
tierten Privatdozenten ernannt werden sollten. Diese Lösung wurde jedoch 
durch die slowakische Öffentlichkeit, vor allem durch die -Juristen nicht 
akzeptiert. Ran beanstandete, daß die Hröffnung einer tschechisch-slo­
wakischen juristischen Fakultät nach der Gründung der Komensky-J ni- 
versität hinausgezögert wird und die ungarische Lehrtätigkeit durch die­
selben Professoren ihre Fortsetzung findet, die ihre gegen die Tschecho­
slowakische Republik gehegte Gesinnung mehrmals zum Ausdruck geb­
racht hatten. Hei den Gerichten und den Staatsverwaltungsorganen in der 
Slowakei gab es sozusagen keine slowakischen -Juristen. Das Gros der slo­
wakischen -Jungend, soweit sie sich für den Beruf eines -Juristen entschied, 
wollte ihre Studien in Preßlntrgalisolvieren. Deshalb wurde die Hntscheid- 
ungdes Ministeriums für Schulwesen bezüglich der Verlängerung der Tätig­
keit der ungarischen Fakultät öffentlich kritisiert, vortrefflicli seitens 
der slowakischen Rechtsanwälte, alter auch der übrigen -Juristen u. z. iiJter 
den slowakischen -JuristenverJtand und die Presse. Die slowakischen Poli­
tiker halten ebenfalls protestiert. Als es in Verbindung mit den sehr ge­
spannten innenpolitischen Verhältnissen erneut zu Polizeiaktionen gekom­
men war. boten diese auch dafür einen Anlaß, daß die Professoren der 
ungarischen juristischen Fakultät kompromittiert und zum Wegzug gez­
wungen werden. Aut 15. April J!)2<) wurden Dekan K iss.'l'ukaundder 
Professorder Philosophie Lukinich durch die Staatspolizei interniert, laut 
des SitzungsprotokoHs des Fakultätsrates ..aus unbekanntem Grunde". 
(J)ok. band 22. Gz. 147/l!H!)-20).
An der Sitzung vom Jä. April l!)2<) des Fakultätsrates wurde besch­
lossen. eine Petition an das Ministerium für Schulwesen in Prag zu richten, 
in dem um Beistand für die Internierten ersucht wird. An der Sitzung vom 
7. Mai wurde festgestcllt. dal.} die Hingabe unbeantwortet blieb und einem 
Verlaut nach von Srohär's Ministerium die Internierung durch die Mili­
tärbehörden angeordnet worden sei. (Die Militärdiktatur war noch ver­
hängt.) Fine zweiköpfige Delegation wurde nach Prag entsandt, die dem 
Fakultätsrat binnen kurzem darüber berichtete, daß nach Behauptung 
desMIinistcrsDrtina ein Staatsstreich in Bratislava und den anderen 
Städten der Slowakei durch ungarische Agentc vorbereitet worden wäre, 
man wollte die slowakischen Regierungsstellen gewaltsam beseitigen und 
in diese Angelegenheit seien auch die internierten Professoren verwickelt 
worden. Fs wäre lediglich den Präventivmaßnahmen zu verdanken, daß 
das J'msturzvorhaben gescheitert war. Soweit es zu weiteren staatsfeind­
lichen Aktionen kommen würde, würde gegen die Internierten strengs­
tens vorgegangen. Drtina sei dabei. Srobät* um weitere Jnformationen zu 
ersuchen.'"
Die Militärdiktatur wurde von dem Militärorgan im Hinklang mit 
fSrobär durchgeführt, sie organisierten jedoch ihre Maßnahmen selbstän­
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Wirtschaftstheorie..... - - - - - - 4 - 4 -
WS = Wintersemester
I
SS SommersemesterV  ^Vor!eg)n)genS = Scminarien
ungarischen juristischen Lakultät nictit genetim war, heeinfluHtendic 
riet- italienischen Befehlsgewalt unterstellten tschechischen Offiziere und 
auf diese \\ eise wurden die J'rofessnren in die Liste der Ititernierten tnit auf- 
genotntneti. I uka und Lukinich warett am 1 i . Mai freigesetxt. Kiss war l)is 
Ende Mai interniert, hzw. iti Untersuchungshaft.
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1914/15 dd Winter 212 189 23 71 80 130 2
Sommer 200 186 14 - 61 139 - 206
1915/16 Winter 147 147 47 40 106 i
Sommer 127 127 - - 30 107 - 137
1916/17 Winter 152 119 33 72 35 113 4
Sommer 152 i21 31 - 33 116 3 152
1917/18 Winter 215 194 21 40 150 63
Sommer 216 189 27 164 50 — 215
Frsatzj ahrgang 
der Wehrpf. 177 171 6 65 80 96 — 177
1918/19 Winter 371 321 50 70 79 292
Sotntncr 176 158 18 89 S7 — 263
Hrsatzjahrgang 
der Wehrpf. 43 41 2 43
1919/20 Winter 163 158 5 50 163
1920/21 Winter 155 148 - 50
Sommer 109 100 9 132
Unter dem Druck der slowakischen Öffentlichkeit änderte das Minis- 
gerium für Schulwesen seinen früheren Standpunkt. In Prag wurden die 
Habilitationen beschleunigt und die ersten drei ordentlichen und drei 
außerordentlichen Professoren hatten im Juni 1921 bereits ihre Ernennung, 
die als Mitglieder des Fakultätsrates der slowakischen juristischen Fakul­
tätin Bratislava, an ihrer ersten Sitzung am 21 .Juni 1921inPragden Minister 
für Schulwesen darum ersuchten, die ungarische Fakultät ab sofort aufzu­
heben. Die einschlägige Verordnung wurde durch den Ministerrat in Prag 
am 11. August 1921 verabschiedet und am 20. August unter Nr. 276/1921 
im Amtsblatt verkündet. Der Inhalt der Verordnung wurde von Quästor 
der Komcnsky-Universität am 21. August 1921 dem Dekan Géza Bozóky 
mitgeteilt und am 6. September erschienen der Dekan und der Prodekan 
der juristischen Fakultät der Komensk^-Universität, sowie der Kanzlei- 
dircktor in seinem Amtsraum, sie legten die erwähnte Verordnung vor und 
forderten Bozóky auf,das Dckanat,ferncr sämtliche Schriftsätze,Geschäfts­
bücher und Aufrüstungsgegenstände sofort auszufolgen. Der ungarische 
Dekan protestierte dagegen, er berief sich darauf, daß die Existenz der 
ungarischen Fakultät in Preßburg in den früheren Protokollen bis zum 31. 
Juli 1922 ausdrücklich garantiert wurde. Sein Protest blieb jedoch ohne
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Statistisch erfaßt Staatsangehör. 
nach 1918
Zahl der abs. Prüfung Zahl der absolvi­
erten Prüfungen
Muttersprache XationalitAt Grundprüfung Staats­prüfung Rigorosa
y
5 s 'S s *5 §
2
o g 1 11 111 X > CS Sc
172 )2 5
172 8 7 71 75 55 9 9 4 -
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71 89 89 4 — 143 123
69 85 97 9 203 273
119 9 27 153 2
88 14 107 2
6 AHXAT.ES-Sectio laridifa-Tonms XXVI.
hurg wurde durch die Vornahme der Übergabe, bzw. der Übernahme nach 
siebenjähringem Bestehen im Früherbst des Jahres 1021 beendet/'"
Der obige — wegen Umfangsmöglichkeiten lediglich kurz gefaßte — 
Überblick derstürmischen Geschichte der ungarischen Vniveristät in Prcß- 
t)urg konnte selbstverständlich nicht mit dem Anspruch auf Vollständigkeit 
verfaßt werden. Im Staatlichen Zentralarchiv der Slowakei liegen Aber­
tausende von Schriftstücken über die Erzsébet-l'niversität der Wissen­
schaften in 30 großen Dokumentenschachteln vorfindlich und die allum­
fassende Bearbeitung der in Verbindung mit der Universität anderswo 
befindlichen Quellenmaterialien bedürfen wohl einer Monographie.
tv.
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' tn (ter unmitteütar nactt Dcák's Tod verfaßten Denksetniti tteantragt der Lettrer- 
kotps itu ¡-'<-])['П;и ] S 7 li. (taß (tie im Lantié bald zu errichtende neue Universität ,.(ten Xanten 
von Ferettc Deák trügt und /.war in der Stadt, w « der Weise des A'atertandes sein geseg­
netes Werk begonnen batte." Historischer Rückbtick. Aimanaeh der Proßburger ung. 
köuig. Urzsébot-Univesitiit der Wissenschaften für (tie Jahre Ut [ t - ttttS. S. 3 — 7.
- Beziigtich ¡tit-ser Lehranstatt siette: Atittáty Császár: ..ttie Acadetnia Istropolitttna, 
(tie Presshurger Universität (tes Königs Atatttiias." Alit einem Archiv. Pressburg, t'.Ht:
' Die Kechtsakaftemie winde itt Xagyszombat ertietttet, im Jahte t'77, an die Stette 
der nach Buda vertagten Universität, im Jahre ]7S4 jedoch, ats die Universität von Buda 
nach Pest übersiedettf, wurde die Akademie von Xagyszombat nach Preßhurg vertegt und 
betätigte sich bis zu ittrer Finstettung im Jahre t!t14 dort, Tivadat Ortvay: „Httndert Jahre 
ans dem Leben einer einheimischen Hocttschute" (Száz év egy ttarai főiskota étetébőt). 
Bn(tapest. tSS4. S. ti 7 sowie: Sándor Varga: ,.t)ie Pressbtuget Rechtsakadetttie int Zeitet- 
tet (tes Attsolutisnttts tntd des Dttatistmts (tS3(t — ЧН4)" (A  pozsonyi jogakadémia az abszattu- 
tizntttscsaduatizmus korában, tSötl t!H4). Kechts)tist(trische Sttahen 111. redigiert von An­
dor Csizmadia, Bp.. t!)74, S. 23S, sowie Á'arsik. t !.-B a r t ) .  J. H ő ta n , O.: „50 Jahte K(t- 
tneuskv-Uttiversität itt Bratistava ttlIO - BtUt)", Bratistava, ttXit'. S. 24 -20 ttnd 3] 32.
' Die atts 7 Paragraphen bestehende Gesetzvortage wttrde vom Abgeordnetenhaus am 
5. Juni, vom Magnatenhattsam ]7. Jtuti einstimmig veiabsettiedet. A u f die Linrethciten 
(ter itttere.ssantett Partamentsdettatte von ttotiem Xiveau wint tiiet aus umfangsbedingten 
Gründen tticht eingegangett.
'' Budapesti Küztüny, t!t. Xoventtter t!)]2.
" Bei det / 1tsnntntettiassnng der vorangetteiateu Kreigttisse hatten wir utts — außer 
dorobr.itifrten Werke — vttrwiegend aut den ministerietlen Atotivetttterictü /tun Gesetzart i- 
kt t XXXA 't V(tm Jttttre МИ2. sttwie tut) (tie A'ertügmtgett (tesseHtett (tesetr.es, (tesgteiettett (tes 
(¡esetzartikets X tX  vom Jahre t S72 ttnt) teitweise auf das Werk von Lukinich. itt dent áttett 
(tie Vorgeschichte det Univorsitätsgründung in Prcsshurg ttettandetl wild, gestützt, Imre 
Lukinich: Die (¡(-schichte der Univorsitätsgründung (Az egyetem atapitásának története), 
Pécs (Fünfkirchen). ]t)33. Siehe hiezu auch Pál Szabó: Die ung. köttigt. t'h'Zsébet-L'niversitüt 
(ter Wissenschaften utat ihre h'torarischo Tätigkeit (A tu. kir. Frzsébot ttatományegyetetnés 
tKatatnti nmnkássága). Pécs (Fünfkirchou). IÜ4Ü.
' Atit (ter Verordnung (tes Knttus- utat Uttterrictttsministeriuttts von t2. Atätz tü)4 
winden vom Abschhtß (tes Stttdiettjahtes tfH3 — t4 an „sämthehe Lettrer und dtts sonstige 
Persona] der Pressburgor Rectitsakadetnie zur Disposition gestetlt". Sättdor \'arga:a. W-, S. 
250. — Die eingestettte Aka(tetuie wütete dttrett einett Begicrungsbeauftragtcn [¡(ptidiett. 
Das Archiv war teitweise von (ter tauten juristischen Lakottat übernommen worden. — Die 
bedeutendste Stiftung zur matetietten Unterstützung der Studenten stammte vont Rcchts- 
historiker tgnác Kossutanv. dettt ettetnatigett Asadetnieleurer (ztt !ies(-r /eit war er bereits 
Professor an der Ktauscnburgcr Universität). Státny stovensky üst red uv archív /ent ta- 
tarchiv der Stowakei. Bratistavtt. Dokumente det Lrzséhet-Universität (itu weiteren: FF ), 
Factt t. Xr. tt (P .tt4 -)3 .
Fs sei ttotnorkt. daß die ttistieiigen Werke, (tie die Geschichte der Urzsébot - Universität 
ttettaiateln. (tie itu Staathctten /entralarcttiv der Stowakei -  Státny stovensky üsttedny 
atcttiv. Bratistava — auftiowahrto reiette Fiitte von Unterlagen mtttetiteksichtigt tießett. 
tett zotte Dattk (ten zustänttigen Atitarbcitorn des Atchivs, (tie mir die archivarischo t-'or- 
setuntg ertnögtictiten. Diese Arbeit wurde oigonth'ch bereits von Atartin A'ietor. Professor 
(ter Rochlsgeschichtc att (ter Kotnensky-thtiversität. einige Jahre vor seinem int Jahre t!)7S 
erfotgton 4'o(te angetattgett. Atit aufrichtiger Dankbarkeit habe ich unseren vorzüghehen sto- 
wakisetten Kottegen itt Krinnerung. (ter wättrettd seittes Autcnthattes in Budapest meine 
Aufmerksamkeit aut (tie Bearbeitung det Univorsitntsgoschichte getunkt, mich itt dieser 
meinen Arbeit beraten, mir seine Aufzeichnungen bekannt gemacht hatte, unter deren 
Koni rotte utat Frgänzuttg ich dann meine eigenen Forschungen machte, wobei ich noch auch 
eine große Anzaht von anderweitigen Alateriaticn durehstudierte. Jedoch -  obwoht unsere 
Auffassung von (ter Universitätsgoschichto nicht itt jedem Betätige üttereinstimmte — hätte 
dieser kteinc Aufsatz ohne die inspirution und die kottogiat-freundlichc Unterstützung vom 
Professor Victor wotit kaum zustande kommen können:
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s Ebenda. Nr. 14/1914- 15. Laut des Protokolls der Hrötfnnngs-Vollversammlung bes­
tand der Lehrerkorps aus folgenden Personen: der Rektor und Dekan Dezső Falesik. der 
Prorektor Zoltán Kérészy, die öffentlich-ordentlichen Professoren Ödön Polner, Zoltán Páz­
mány, Antal llodinka, Albert Kiss, Károly Halás, Géza Bozóky, Mihály Hochkor, István 
Ereky, Béla Tuka, sowie die öffentlichen außerordentlichen Professoren Lajos Degré und 
Gyula Komis.
Mattgels einer Universitätsaula wurde die Feierlichkeit itn Spiegelsaal vom Primas­
palast begangen. Von der Eröffnung der Universität wurden nicht nur die einheimischen 
Universitäten verständigt, von detten vor allem die österreichischen, deutschen und polni­
schen Universitäten die neue Universitas schrift lieft begrüßten. E E , Fach 6, Nr. 11 3/191 (i — 17.
EE. Fach 10. Nr. 403 und 327/1917 — 18. — An der medizinischen Fakultät wurden 
die Vorlesungen erst im September 1918, nach der Erweiterung des staatlichen Kranken­
hauses begonnen. — Die Eröffnung einer mathematisch-naturwissenschaftlichen und land­
wirtschaftlichen, also der vierten Fakultät wurde am 29. August 1918 durch den Univesi- 
tätsrat in einem Vorlagebericht beim Minister für Kultus und Unterricht beantragt. Wegen 
der binnen kurzem eintretenden Ereignisse war es zu dessen meritorischer Verhandlung 
nicht mehr gekommen.
"  Gemäß Artikel 79 und 80 ,,der mit dem allerhöchsten Entschluß seiner kaiserlichen 
und apostolischen königlichen Majestät vom 25. Juli 1914, aus Bad-Ischl bestätigten Statu­
ten über die Organisation, sowie die Studien- und Prüfungsordnung der ung. königl. Uni­
versitäten der Wissenschaften in Debrecen und Pressburg" wurde Dezső Falcsik, öffentlich- 
ordentlicher Professor, am 28. August 1914 zum Dekan ernannt, zugleich auch mit dem Auf­
gabenkreis des Rektors ausgestattet. EE . Fach 1, Xr. 1 /1914-15, siehe auch G. A. X X X V I  
vom Jahre 1912, Artikel 5.
'2 Die Rektoren, beziehungsweise die Dekane der Juristischen Fakultät waren: Rektor 
und Dekan für das Studienjahr 1914/15: Falcsik. für 1913,10: Polner, für 1916/17: Kérészv, 
für 1917/18: Finkey, für 1918/19: Rektor: Polner, Dekan: Kováts, für 1919/20: Rektor: 
Fenyvessy (medizinische Fakultät), Dekan: Kiss, fiir 1920/21 : Rektor und Dekan: Bozóky.
Von den Professoren der medizinischen lak  uhut t rüg man nur einmal, im Studienjahr 
1919/20 die Würde des Rektors. Gegen die Wiederwahl Polners zum Rektor für das Studien­
jahr 1918/19 hatte Béla Tuka, in der Eigenschaft als Mitglied des Universitätsrates Beden­
ken, unter der Berufung, daß die neue medizinische Fakultät auf die Rektorwürde berech­
tigterweise Anspruch erhebe. Trotzdem hat das Ministerium die Wahl des Juristenprofessors 
Ödön Polner bestätigt. HF. Fach 10, Nr. 1000/1919-20; ebenda das Sitzungsprotokoll des 
Universitätsrates vom 8. Juni 1918.
"  Béla Tuka, sein slowakischer Name: Vojtech Tuka, 1880— 1946. Im Oktober 1920 
dankte er vom Posten des Prodekans ab. Im Juli 1921 beantragte er im tschechoslowaki­
schen Ministerium für Schulwesen, daß ei' an die juristische Fakultät der Komensky-Uni­
versität zum Professor ernannt wird, u.z. unter Berufung auf seine slowakische Nationalität, 
Qualitikation und Praxis. Da er zu dieser Zeit bereits als exponierter Anhänger des slowa­
kisch-klerikal-chauvinistischen Andrej Illinka galt, wurde sein Antrag abgewiesen. E r hat 
auch die Einladung der Universität von Pécs (Fünfkirchen) nicht angenommen. Vielmehr 
hat er sich der politischen Laufbahn gewidmet und sein erster politisch-juristischer Aufsatz 
den er auf Antrag von Illinka verfaßte, war im Jahre 1921 unter dem Titel: Ndvrh zákona o 
autonomii Slovenska (eine Oese!zosvorlage über die Au!onomie der Slowakei), in KuEombcrok 
(Rózsahegy, Rosenberg) erschienen. In der Zeit von 1939 bis 1944 war er, als Unterhändler 
des faschistischen Deutschlands, Ministerpräsident des von Jozef Tiso geführten klerikal- 
faschistischen Slowakischen Staates. Xach der Befreiung, in: Jahre 1946 wurde er als Kriegs­
verbrecher und Verbrecher gegen das Volk zum Tode verurteilt und hingerichtet.
"  Wurde im Jahre 1911 eingeführt. Die Lehrgegenstände der Staatsprüfung waren: 
ungarisches und österreichisches Privatrecht, materielles Strafrecht und St rat verfahrens­
recht, Handels- und Wechselrecht, Zivilprozeßrecht, Verwaltungsrecht, Finanzwesen.
" D i e  Prüfungsgegenstände waren: Politik, Verwaltungsrecht, außetprozeßuales 
Recht, Grundbuchordnnng, Strafrecht, Übertretungsverfahren und polizeiliches Strafver­
fahren, Finanzwesen, Pinanziibertretungcn, Kirchenrecht (kirchliche Organisation und 
administrative Vorschriften), Statistik.
's In den EE- Materialien vorfindlichen statistischen Aufstellungen: Fase. 18, Nr. 
1060/1918-19. die für Drtina und átefánek zusammengestellten Statistiken (11. 6. 1919);
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Fase. 24, Nr. 323/1920-2!, Fase. 23, Nr. 00/1920-21, sowie Nr. 210/1920-21, diese wurden 
aufgrund von Prüfungsergebnissen, Inunatrikulierungslisten usw. xusammengestellt.
' '  EH. Fase. 17, Nr. 1000/1918 — 19. Ausweis über die Studenten der Pressburger Uni­
versität nach Muttersprache und Herkunft.
's Frauen durften nur in die philosophische und die medizinische Fakultät aufgenom­
men werden. — Die Zulassung der Studien für Frauen an den juristischen, bzw. den sämtli­
chen „profanen" Fakultäten: Verordnung des Kultus- und Unterrichtsministeriums Nr. 
206020/1918, über die Aufnahme von Frauen in die Universitäten (7. Dez. 1918, zur Zeit der 
Károlyi-Regierung), Rendeletek Tára (Verordnungsblatt). 1018, Band 111, Nr. 2878 und EE , 
Fase. 9.
's EE, Fase. 9, Nr. 180/1917-1918.
9" Ödön Polner: „Die neuen Universitäten und die nationale Kultur." (Az új egyetemek 
és a nemzeti kultúra). Von diesem Standpunkt heraus beantragte Professor Ferenc Kováts 
im Jahre 1910, daß „eine Professur für ungarischen Literatur an der juristischen Fakultät 
gegründet wird, da es in Pressburg, am Berührungspunkt mehrerer Nationalitäten, weitaus 
notwendig ist." Der Antrag war durch den Fakultätsrat angenommen und dem Minister 
vorgelegt worden. EE, Fase. 0, Nr. 18/19UÍJ7.
32 E E , Fase. 10, Nr. 032/1918-19.
22 Zum Beispiel: EE, Fase. ]ti, Nr. 770/1918— 19. Die Resolution der Juristischen Fa­
kultät vom 10. Dez. 1918 über die Habiiitation von D. Lakv wurde durch den Erlaß des 
Kultus- und Unterrichtsministeriums von: 4. März 1919 Nr. 45224/1919 V. bestätigt. EE, 
Fase. 18, Nr. 583/1918-19.
2' Es waren anwesend: Rektor Polner, Prorektor Kováts, Finkey (in Vertretung des 
Dekans der juristischen Fakultät), sowie Fenyvessy in Vertretung der medizinischen, Ho- 
dinka und Princ in Vertretung der philosophischen Fakultät. EE , Fase. 17. Nr. 652/1918 — 19. 
Die Sitzung wurde am 0. und 8. Jan. 1919 fortgesetzt. Ihr Protokoll befindet sich unter Num ­
mer 663/1918— 19, Fase. 17.
22 Jankó war der Sekretär des Pressburger ungarischen Nationalrates und zugleich 
Sekretär auch des inzwischen weggezogenen Obergespans und in dieser Eigenschaft blieb 
er provisorisch der tatsächliche Leiter der Komitatsverwaltung, er hatte seinen Amtssitz im 
Komi tatshaus.
39 E E , Fase. 17.
2t Die Erklärung Polners, die er im Hinblick auf die Vereinbarung abgegeben hatte, 
siehe in: Híradó, (Anzeiger) politisches Tagesblatt, Pressburg, 19. Febr. 1919. Országos 
Széchenyi Könyvtár, H. 10. 366. (im weiteren: Hiradó).
29 EE, Fase. 16, Nr. 778/1918 — 19. [tu Protokoll findet sich dieser Ausdruck: „wir 
bereiten keinen Empfang für die slowakischen Minister".
29 fn der von Schupan Zoch unter Xr. 203 — 1919 an den Universitätsrat gerichteten 
und itt den Zeitungen vom 29. Januar veröffentlichten amtlichen Schrift ist folgendes ent­
halten: „Die Universität wird am heutigen Tage geschlossen und sämtliche Vorlesungen an 
der Universität verboten. Dem Lehrerkorps der Universität ist jederlei Tätigkeit untersagt. 
Die Professoren der Universität dürfen sich in Prossburg nur als Privatpersonen aufhalten. . "  
Fase. 20, Nr. 76/1918-19.
39 Híradó, 31. Januar
3' Híradó, 6. Februar
33 Hiradó, 9. Februar
33 Híradó, 11., 14. und 16. Februar
3' Híradó, 15. Februar. Die .Abordnung war vom Mediziner Aladár Kreiker geleitet.
33 Híradó, 19. Februar
33 ámbár- Dokumente. Erlaß von Prcx. Nr. 1000/1919 befindet sich in EE , Fase. 17, 
Nr. 779/1918 — 19. Die von Jehliéka betriebene Tätigkeit war gering. Sie beschränkte sich 
auf die Übermittlung zwischen árobár's Ministerium und dem Rektorat, sowie auf die An­
bringung des Vidi in den Sitxungsprotokollen des Universitätsrates. Die auf diese seine Tätig­
keit Bezug habenden Schriftstücke wurden auf die Anordnung des Bezirksgerichts Olmütx 
(Olomouc) besohlaggenommen, im Laufe des gegen ihn wegen Separatismus und Hochver­
rats eingeleitetcn Strafverfahrens. Die Schriftstücke waren an das Rektorat der Komensky- 
Universität unter Nr. V  — V I I I  823/20 xurückgesandt, wovon durch die Anweisung des Rek­
torats Nr. 2822/1922 unter den EE-Dokumenten in Fase. 17, 1061/1918 — 19 hinterlegt 
wurden.
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LA FACULTÉ DH DROIT FT DKS SCIRXCKS I'OH 'HQ(i:S DK 
L'UNIVKRSITÉ KRZSÉBET À POZSOXY 
(1914 — 192))
ПН. K Â LM Â X  KOVÂCM  
]'n)ft?ss<;)n <te thistoin; juridique hongroise
¡<ésutné
Antécédents de l'étaliilissement de l'Université (¡S7(i — ИН2). Fonfiatiot! de ¡'université 
hongrois*-en 1914. Organisât ioti de ¡a Faculté de droit et fh-s sciences poütifptes, ses chaires et 
professeurs. Scs étudiants. Knscignementct régime d(^sexatnens à !a Facutté (¡e droit. Dé­
ficiences de ¡'enseignement.
¡/effet de ¡'occupation militaire (¡e Poxsony (Bratislava) stu !a vit; de ¡'Université après 
¡a proclamation (¡e ¡a République Tschécoslovafjue. Dissentiments avec la direction d'Htat 
slovacpïe. Difiét(?nds répétés fies nationalistes hongrois et slovaques. Suspension provisoire 
de ¡'enseignement universitaire, ¡/importance de ¡'appui prêté par la direction de Poxsony 
fie ¡a Partie SociaMémocrate et prise (¡e position favorable de Masaryk. président de ¡a ré- 
pubüquo pour ¡a reprise de ¡'enseignement. Lutte obstinée, mais parfois pas bien considérée 
des dirigeants de ¡'Université pour !a survivance fie celle-ci.
Loi pronndguée en été MH9 sur ¡'étabüssement à Bratislava (¡'une université d'Ftat 
tschécoslovaque. Abolition (¡es facultés (¡e philosophie et (¡e médecine fie ¡'Université Frxsé- 
bet, suite des activités (¡e ¡a faculté de droit, connue une institution d'enseignement indépen­
dante puis, deux ans p!us tard sa liquidation en automne de 192!. ¡/Université Krxsébet et 
sa Faculté de droit ont été transiêrées provisoirement à Budapest, puis définitivement à 
Pécs dans l'année scolaire de 1923 — ¡924.
FACULTY OF LAW AXI) POLITICAL SCIFXCFS OF FLISAHFTH 
UNIVHRSITY IX POXSOXY 
(1914 — 1921)
DR. K Â LM À X  KOVÂC8  
Professor of Hungarian History of Law
Abst ract
Background o f the establishment o f tins university (!S7b MH2). Foundation of Po
xsony Hungarian University in ¡9!4. Organisation, departments and professors o f its Fa- 
cultv o f Law and Political Sciences. Its students. Order o f education and examinations at 
the Faculty of Law. Deficiencies in education.
Impact of the military occupation of Poxsony (Bratislava) on the University's life 
subsequent to the proclamation o f the Cxcchoslovaquian Republic. Divergences o f opinion 
wit!! Slovaque government. Renewed disagreements between Hungarian and Slovaque na­
tionalists. Provisional discontinuance o f the university education. Importance o f the sup­
port given by the direction o f Poxsony of the Social Democratic Party and favourable po­
sition taken by Masaryk, president of the Republic for re-starting the education. Persistent 
but sometimes not well considered fight of University leaders for the University's subsistence.
Promulgation of a law on thocstabhshment of a Slovaque State University in Summer 
¡9! 9. Dissolution o f the Faculties o f Philosophy and Medicine o f Flisabeth University. Con­
tinued activity o f its Faculty of ¡aw as independent cducationa! institution, then its liqui- 
f¡ation in Autumn ¡92!. Transfer of Krxsébet University and its Factdty of Law provisio­
nally to Budapest, then definitively to Pécs in ¡923 — 1924.
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